PSD Kundenstammvertrag

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg Kundennummern

PSD Bank Miinchen eG
Sitz Augsburg
86135 Augsburg

Personengemeinschaft |

1. Kontoinhaber |

2. Kontoinhaber |

Hinweis

Bitte ausfiillen, unterschreiben und per Post an die
nebenstehende Anschrift senden.

1. Kontoinhaber I:l Frau

Name, Vorname(n)

Telefon privat

StrafB3e, Nr. Telefon geschiftlich
PLZ, Ort E-Mail
Geburtsname Geburtsdatum Geburtsort
| | Steuerauslander D
| [ [ | [ |
Staatsangehdrigkeit Steuer-ldentifikationsnummer Gebietsfremder (bitte Land angeben)
Berufsgruppe D Angestellte(r) D Arbeiter(in) D Beamter/Beamtin D Rentner(in), Pensionar(in)

D Hausfrau/mann

Familienstand D ledig

D geschieden

D selbststandig D Freiberufler

D verheiratet D ehedhnl. Gemeinschaft D verwitwet Guterstand D Zugewinngemeinschaft (gesetzlich)
D getrennt leb. D eingetr. Lebenspartnersch. D Giitertrennung D Giitergem.

2. Kontoinhaber (bei Gemeinschaftskonten)

D Frau D Herr

Name, Vorname(n)

Telefon privat

Straf3e, Nr. Telefon geschiftlich
PLZ, Ort E-Mail
Geburtsname Geburtsdatum Geburtsort
| | Steuerauslander D
| [ [ | [ |
Staatsangehorigkeit Steuer-ldentifikationsnummer Gebietsfremder (bitte Land angeben)
Berufsgruppe D Angestellte(r) D Arbeiter(in) D Beamter/Beamtin D Rentner(in), Pensionér(in)

D Hausfrau/mann

Familienstand D ledig

D geschieden

D selbststandig D Freiberufler

D verheiratet D ehedhnl. Gemeinschaft D verwitwet Guterstand D Zugewinngemeinschaft (gesetzlich)
D getrennt leb. D eingetr. Lebenspartnersch. D Giitertrennung D Giitergem.

Vereinbarung

Alle gegenwirtig und zukiinftig unter den im Kopf des Formulars genannten Kundennummern gefiihrten Konten und Depots wird die Bank
- soweit nicht anders angegeben - zu den im Kundenstammvertrag festgelegten Daten und getroffenen Vereinbarungen fiihren.
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Kurzanleitung zum Ausfüllen des Formulars
Sie können dieses Formular am PC ausfüllen. Dazu benötigen Sie den kostenlosen Acrobat Reader in der Version 6 oder höher.

Zum Ausfüllen des Formulars klicken Sie bitte in das erste Feld und geben die gewünschten Daten ein. Zum Bestätigen der Eingabe  gehen Sie mit der Tabulatortaste/Maus in das nächste Feld. 

Bitte speichern oder drucken Sie sich ggf. ein Durchschlagexemplar für Ihre Unterlagen, bevor Sie das Formular schließen. 


Kontofiihrung
Zwischen dem/den nachfolgenden Kontoinhaber(n) sowie der PSD Bank wird Folgendes vereinbart:

1. Kontoinhaber ‘
Kundennummer

|:| PSD OnlineBanking inkl. elektronischem Postfach?! |:| PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

mit SecureGo plus-Verfahren?

2. Kontoinhaber

Kundennummer

|:| PSD OnlineBanking inkl. elektronischem Postfach?! |:| PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

mit SecureGo plus-Verfahren?

Der/Die Kontoinhaber erhilt/erhalten Zugang zu allen gegenwirtig und zukiinftig unter Kundennummern gefiihrten Konten, bei denen
der/die Kontoinhaber Kontoinhaber, Mitkontoinhaber oder Bevollmichtigter sind, in dem von der PSD Bank angebotenen Umfang. Das
Verfiigungslimit im PSD OnlineBanking betragt zurzeit 15.000 EUR pro Tag. Im PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) betrigt das
Verfiigungslimit 15.000 EUR pro Tag, bei Uberweisungen auf das Referenzkonto ist das Verfiigungslimit unbegrenzt. Eine Anderung des
Verfugungslimits ist nur in Textform oder, sofern die Funktion im PSD OnlineBanking angeboten wird, mit Eingabe einer TAN durch den
Kontoinhaber, bei Gemeinschaftskonten mit Einzelverfiigungsbefugnis durch einen der Kontoinhaber, moglich.

* Dokumente und Mitteilungen, wie z.B. Kontoausziige, werden fiir samtliche bestehenden und kiinftigen Konten und Depots in das elektronische Postfach eingestellt. Wenn Sie das
elektronische Postfach im PSD OnlineBanking deaktivieren, erfolgt die Zusendung per Post mit Berechnung der Portokosten.

2 Die erforderliche Smartphone-App fiir Android bzw. iOS ist im App-Store erhaltlich.

Telefonaufzeichnung

Der Teilnehmer willigt ein, dass die Bank die mit ihm im Rahmen des PSD ServiceDirekt gefiihrten Telefonate sowie die von ihm Uber die
Tastatur des Telefons eingegebenen Ziffern (ausgenommen PIN) aufzeichnet und solange aufbewahrt, wie dies zur ordnungsgemifen
Auftragsverarbeitung und aus Beweisgriinden erforderlich ist.

Kontoerdffnung PSD SparDirekt

Bitte eréffnen Sie fiir mich/uns ein PSD SparDirekt-Konto

(Mindesteinlage 25 EUR, Sparkonto mit 3-monatiger Kiindigungsfrist, variable Verzinsung).
Einziehungsauftrag zu Gunsten des eréffneten Kontos

Bitte buchen Sie zum jeden Monats EUR und einmalig EUR

von meinem/unserem Referenzkonto ab.

Referenzkonto

Als Referenzkonto des/der Kontoinhaber(s) wird das im folgenden SEPA-Lastschriftmandat angegebene Konto vereinbart. Umbuchungen
aus Anlagekonten sind nur auf das Referenzkonto méglich. Bis auf Widerruf bevollmachtige(n) ich/wir die PSD Bank, die Betrige fiir im PSD
ServiceDirekt (TelefonBanking) erteilte Auftrige vom Referenzkonto einzuziehen bzw. dem Referenzkonto gutzuschreiben. Das
Referenzkonto gilt fiir alle gegenwartig und zukiinftig unter der ersten im Kopf des Formulars angegebenen Kundennummer gefiihrten
Konten.

SEPA-Lastschriftmandat

DE54PSD00000002101

Glaubiger-ldentifikationsnummer (CI Creditor Identifier) Mandatsreferenz (wird von der Bank ausgefiillt)

Ich/wir ermichtige(n) die PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg, Zahlungen von meinem/unserem Konto mittels Lastschrift einzuziehen.
Zugleich weise(n) ich/wir mein/unser Kreditinstitut an, die von der PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg auf mein/unser Konto gezogenen
Lastschriften einzuldsen.

Hinweis: Ich kann/Wir kénnen innerhalb von acht Wochen, beginnend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrags
verlangen. Es gelten dabei die mit meinem/unserem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Die Frist fiir die Vorab-Information (Pre-
Notification) betragt 1 Tag vor Kontobelastung.

| ’ | | | | | | | | | |
Kreditinstitut BIC (auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums)

Kontoinhaber (Vorname, Name)

Anschrift (StraBe, Hausnummer, PLZ, Ort; bitte angeben, wenn Kontoinhaber nicht gleichzeitig Zahlungsempfanger ist)

|
| | %

Ort, Datum (Angabe immer erforderlich) Unterschrift(en) fiir das SEPA-Lastschriftmandat (immer erforderlich)
Freistellungsauftrag
|:| Der Freistellungsauftrag ist beigefiigt. |:| Der Freistellungsauftrag wird nachgereicht.
|:| Bitte senden Sie mir/uns einen Freistellungsauftrag zu. |:| Ich/Wir wiinschen keinen Freistellungsauftrag.
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Bedingungen

Ergédnzend gelten die Allgemeinen Geschéaftsbedingungen der Bank sowie deren Sonderbedingungen fiir das PSD OnlineBanking, die
Nutzung des elektronischen Postfachs, den PSD ServiceDirekt (TelefonBanking), das PSD TerminGeld, den Sparverkehr, den PSD SparBrief,
das PSD WachstumsSparen, das PSD SparDirekt, das PSD TagesGeld, das PSD TagesGeld45, das PSD TagesGeld90, die girocard
(Debitkarte), den Uberweisungsverkehr, Echtzeit-Uberweisungen, den Lastschriftverkehr und das Gemeinschaftskonto mit Einzel-
verfiigungsbefugnis (Oder-Konto). Die Allgemeinen Geschiftsbedingungen und die Sonderbedingungen habe(n) ich/wir erhalten und
erkenne(n) ich/wir an. Weiterhin kdnnen sie in den Geschiftsraumen der Bank oder unter www.psd-muenchen.de eingesehen werden; auf
Verlangen werden sie ausgehandigt bzw. zugesandt.

Geldwdischegesetz

Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten gemal3 Geldwaschegesetz: Ich versichere/Wir versichern, dass ich/wir im eigenen wirtschaftlichen
Interesse und nicht auf fremde Veranlassung (insbesondere nicht als Treuhdnder) handele/handeln.

Selbstauskunft Auslandssteuer (nur wenn zutreffend, bitte ankreuzen)

D Ich bin Staatsangehériger der Vereinigten Staaten von Amerika oder besitze eine US-Greencard und/oder ein Kontomitinhaber ist
Staatsangehoriger der Vereinigten Staaten von Amerika oder besitzt eine US-Greencard.

|:| Ich bin in den Vereinigten Staaten von Amerika steuerlich ansassig und/oder ein Kontomitinhaber ist in den Vereinigten Staaten von
Amerika steuerlich ansassig?.

|:| Ich bin steuerlich im Ausland ans3ssig (auBer in Deutschland und in den Vereinigten Staaten von Amerika) und/oder ein Kontomitinhaber
ist steuerlich im Ausland ansissig (auBer in Deutschland und in den Vereinigten Staaten von Amerika)?.

* Die steuerliche Ansassigkeit ergibt sich aus dem nationalen Steuerrecht. In Zweifelsfallen wird empfohlen, die Angaben zur/zu steuerlichen Ansassigkeit(en) mit Ihrem Steuerberater
abzustimmen.

Information zur Steuer-ldentifikationsnummer

Der Gesetzgeber hat die Banken verpflichtet, die Steuer-ldentifikationsnummer (siehe Einkommensteuerbescheid oder
Lohn-/Gehaltsnachweis) zu erfragen. Wenn die Steuer-ldentifikationsnummer nicht vorliegt, erfragt die Bank diese innerhalb von drei
Monaten direkt beim Bundeszentralamt fiir Steuern.

Wie sind Sie auf uns / unser Produkt aufmerksam geworden?

|:| Empfehlung eines Kunden | D Internet

Kundennummer

|:| Werbung |
Art der Werbung

Einwilligungserklérung

Von |hrer PSD Bank kdnnen Sie selbstverstandlich erwarten, dass wir mit lhnen aktiv in Kontakt bleiben. Zur Kontaktaufnahme mit lhnen
Uber das Vertragsverhaltnis hinaus bendtigen wir lhre Einwilligung. Dabei arbeiten wir im Interesse einer umfassenden Beratung auch mit
Verbund- und Kooperationspartnern — im Folgenden Kooperationspartner genannt — zusammen. Die Erklarungen sind freiwillig und ohne
Einfluss auf das Vertragsverhaltnis mit der Bank.

Kooperationspartner der PSD Bank
Kooperationspartner der PSD Bank sind zurzeit:

- Bausparkasse Schwabisch Hall AG, Crailsheimer Str. 52, 74523 Schwébisch Hall

- BHW Bausparkasse AG, LubahnstraB3e 2, 31789 Hameln

- DZ Bank AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank, Platz der Republik, 60265 Frankfurt am Main
- GENO Broker GmbH, Niedenau 13-19, 60325 Frankfurt am Main

- R+V Lebensversicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden

- Union Investment Service Bank AG, Wei3frauenstraBBe 7, 60311 Frankfurt am Main

Einwilligungserklédrung zum Kontakt per Telefon und E-Mail der PSD Bank zu eigenen Produkten und Produkten von
Kooperationspartnern

Die PSD Bank oder ein von ihr beauftragtes Unternehmen darf mich zu Finanz- und Versicherungsprodukten (z. B. Einlage-, Anlage-, Kredit-,
Versicherungs- und Bausparprodukte) der PSD Bank oder ihrer Kooperationspartner anrufen oder per E-Mail kontaktieren.

1. Kontoinhaber 2. Kontoinhaber
D Ich willige ein, per Telefon kontaktiert zu werden. D Ich willige ein, per Telefon kontaktiert zu werden.
D Ich willige ein, per E-Mail kontaktiert zu werden. D Ich willige ein, per E-Mail kontaktiert zu werden.

Diese Einwilligungserklarungen sind freiwillig und kénnen jederzeit — ohne Einfluss auf das Vertragsverhaltnis — widerrufen werden.
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Einwilligungserkldrung zum Kontakt per Telefon und E-Mail von Kooperationspartnern der PSD Bank zu deren
Produkten

Die Kooperationspartner der PSD Bank oder ein von einem Kooperationspartner beauftragtes Unternehmen darf mich zu Angeboten des
jeweiligen Kooperationspartners anrufen oder per E-Mail kontaktieren.

1. Kontoinhaber 2. Kontoinhaber
D Ich willige ein, per Telefon kontaktiert zu werden. D Ich willige ein, per Telefon kontaktiert zu werden.
D Ich willige ein, per E-Mail kontaktiert zu werden. D Ich willige ein, per E-Mail kontaktiert zu werden.

Diese Einwilligungserklarungen sind freiwillig und konnen jederzeit — ohne Einfluss auf das Vertragsverhaltnis — widerrufen werden.

Einwilligungserkldrung fiir die Dateniibermittlung zwischen der PSD Bank und ihren Kooperationspartnern

Damit mich/uns auch die unter »Kooperationspartner der PSD Bank« vorgenannten Unternehmen und deren AuBendienstmitarbeiter in
allen Fragen zu Finanzdienstleistungen (z. B. Einlage-, Anlage-, Kredit-, Versicherungs- und Bausparprodukte) der PSD Bank oder ihrer
Kooperationspartner umfassend beraten kénnen, bin ich/sind wir damit einverstanden, dass die PSD Bank ihren Kooperationspartnern bzw.
deren AuBendienstmitarbeitern die fir die Aufnahme und Durchfiihrung der Beratung erforderlichen Angaben zur dortigen
Datenverarbeitung und Nutzung Gibermittelt.

Ubermittelt werden diirfen (einzelne Datenkategorien kénnen gestrichen werden):

- Personalien (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Familienstand, Beruf oder vergleichbare Daten)
- Kontokorrent (Saldo/Limit oder vergleichbare Daten)

- Karten (Produkt/Anzahl oder vergleichbare Daten)

- Einlagen (Produktart, Guthaben, Verzinsung, Laufzeit oder vergleichbare Daten)

- Kredite (Produktart, Salden, Verzinsung, Laufzeit oder vergleichbare Daten)

- Depotwerte (Kurswert oder vergleichbare Daten)

Die folgende Einwilligung ist freiwillig und kann jederzeit — ohne Einfluss auf das Vertragsverhaltnis — fiir die Zukunft widerrufen werden.

In diesem Rahmen entbinde ich/entbinden wir die PSD Bank zugleich vom Bankgeheimnis.

|:| Ich bin/Wir sind einverstanden. |:| Ich bin/Wir sind nicht einverstanden.

PSD Newsletter

|:| Bitte senden Sie mir aktuelle Informationen kostenlos per E-Mail zu. Ich kann den PSD Newsletter jederzeit abbestellen.

% %

Ort, Datum Unterschrift 1. Kontoinhaber Unterschrift 2. Kontoinhaber
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Legitimation
Achtung: Ohne Legitimationspriifung (Identititsfeststellung) des Kontoinhabers gemaR § 154 Abgabenordnung kann das Konto nicht eréffnet

werden. Die Legitimationspriifung erfolgt durch Postldent in einer Filiale der Deutschen Post AG, durch Video-Legitimation oder in einem
KundenCenter der PSD Bank.

Legitimationspriifung (wird von der PSD Bank ausgefiillt)

Die Unterschrift des 1. Kontoinhabers

|:| wurde vor mir geleistet D wurde von mir gepriift
Der Kontoinhaber hat sich ausgewiesen durch (Urkunde)
|:| ist bereits legitimiert |:| Personalausweis D Reisepass |:| |

Nr., ausstellende Behérde, Ausstellungsdatum

| |

Geburtsort Staatsangehérigkeit

| |

Ort, Datum Mitarbeiter der Bank

Die Unterschrift des 2. Kontoinhabers

[[] wurde vor mir geleistet [[] wurde von mir gepriift
Der Kontoinhaber hat sich ausgewiesen durch (Urkunde)
|:| ist bereits legitimiert D Personalausweis D Reisepass D |

Nr., ausstellende Behérde, Ausstellungsdatum

| |

Geburtsort Staatsangehdrigkeit

| |

Ort, Datum Mitarbeiter der Bank

MH B | A Q5 vk

wird von der PSD Bank ausgefullt

| Information zur auRergerichtlichen Streitschlichtung und zur Maglichkeit der Klageerhebung

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Firr die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank
besteht daher fiir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fiir Nichtkunden die Méglichkeit,
den Ombudsmann fiir die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Naheres regelt die
»Verfahrensordnung fiir die auBergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe, die auf
Wunsch zur Verfligung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband
der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken — BVR, Schellingstrale 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676¢c des Burgerlichen Gesetz-
buchs, Art. 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Birgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes) besteht zudem die Mdglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist
bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht erhéltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer
Stralle 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Mdglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in
Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europaische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur auBergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-
Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html Wissenswertes zu Beschwerden
Uber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Mdglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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Bank

Einwilligung in Datenverarbeitungen fiir eine passende Kundenansprache

Kunde

Bank

PSD Bank Miinchen eG
Sitz Augsburg
Max-Hempel-Straf3e 5
86153 Augsburg

IBAN

Zur bankinternen Bearbeitung
Nr.

Kunden-Nr.

192 3701 DG nexolution fal 02.23

- Wie und zu welchem Zweck verarbeiten wir lhre Daten?
- Welche Daten verarbeiten wir?

- Auf welchem Weg erhalten Sie von uns Werbung?

- An wen geben wir lhre Daten weiter?

- Was konnen Sie tun, wenn Sie das nicht méchten?

Seite 1von 4 Ausfertigung fiir die Bank



Einwilligung in Datenverarbeitungen fiir eine passende Kundenansprache

Bei uns stehen Sie mit Ihren Zielen und Wiinschen im Mittelpunkt. Durch passgenaue und individuell gestaltete Informationen,
Empfehlungen und Angebote zum richtigen Zeitpunkt und tiber den von lhnen bevorzugten Kanal méchten wir Ihnen Zeit sparen,
Komplexitat reduzieren, fir Sie nicht relevante Werbung vermeiden und die persénliche Nahe auch in einer zunehmend digitalen
Welt aufrechterhalten.

Hierzu mochten wir die Daten, die wir zu lhrer Person erheben, wie nachfolgend beschrieben zusammenfiihren, analysieren und
verwenden. Wir bitten Sie hiermit um Ihre Einwilligung dazu, die freiwillig ist und jederzeit mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen
werden kann.

Wie und zu welchem Zweck verarbeiten wir lhre Daten?

Die von uns geplanten Datenanalysen fiihren wir durch, um lhre moglichen Ziele und Bedarfe sowie die fiir die Ansprache geeig-
neten Formate, Kanile und Zeitpunkte zu bestimmen. Dies betrifft vor allem Produkte und Dienstleistungen aus den Bereichen
Girokonto & Bezahlen, Kredit & Finanzieren, Versicherung & Schiitzen und Immobilien & Wohnen. Zum Bereich Immobilien & Woh-
nen zahlen wir auch banknahe Dienstleistungen wie z. B. Bau, Erwerb, Modernisierung und Verkauf von Immobilien. Weitere Berei-
che sind Geldanlage & Sparen sowie Zukunft & Vorsorgen und banknahe digitale Dienstleistungen (z. B. Haushaltsbuch, Verwal-
tung mehrerer Konten liber Multibanking, etc.).

Ihre Einwilligung berechtigt uns (verpflichtet uns aber nicht), Inre Daten zu verarbeiten, um lhnen individualisierte Informationen,
Empfehlungen und Angebote zu den von uns angebotenen und vermittelten Produkten (inklusive eventueller jeweiliger Vorteile)
und Dienstleistungen (wie bspw. Veranstaltungen) aus den oben genannten Bereichen zukommen zu lassen. Hierzu speichern wir
die Daten, werten sie aus, fiihren sie zu lhrem individuellen Kundenprofil zusammen und ordnen Sie bestimmten Kundensegmen-
ten zu. Wir fiihren die Daten auch auf Ebene lhres Haushalts zusammen, soweit alle Ihrem Haushalt zugehorigen Kunden eingewil-
ligt haben. Im Rahmen der Auswertung verwenden wir verschiedene Berechnungsregeln und statistische Verfahren einschlieBlich
Selektionen, um fiir Sie individuell oder auf Haushaltsebene zu ermitteln, welche Produkte und Angebote zu lhnen passen und
Ihren mdglichen Zielen, Bedarfen und unseren beiderseitigen Interessen entsprechen. Wir ermitteln hierzu auch, wann und auf wel-
che Weise wir Sie hierzu am besten ansprechen kdnnen. Dabei beriicksichtigen wir auch, welche Bedarfe typischerweise mit lhnen
vergleichbare Kundengruppen haben (sogenannte Peer-Group-Vergleiche). SchlieBlich nutzen wir Ihre Daten zur Verbesserung
bestehender und Entwicklung neuer Analyseverfahren und -modelle im vorstehenden Sinn. Soweit moglich, verarbeiten wir lhre
Daten dabei anonymisiert.

Welche Daten verarbeiten wir?

Zu den vorgenannten Zwecken werten wir in regelméaiigen Intervallen die folgenden Datenarten aus:

I. Daten aus Geschiaftsbeziehung und Zusammenarbeit

Wir verarbeiten Daten, die wir aus unserer Geschaftsbeziehung und Zusammenarbeit mit lhnen gewonnen haben. Dazu gehoren:

1. Stamm- und Kontaktdaten
wie z. B. Name, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Familienstand, Personenbeziehungen einschl. Haushaltsangehdrige,
Angaben zu Kindern wie deren Anzahl oder Geburtsdatum, lhre E-Mail-Adresse oder Telefonnummer, Kundenidentifika-
tionsnummer;

2. Daten zur Erwerbstatigkeit
wie z. B. Beruf, Branche, Angaben zur Selbsténdigkeit oder Beschaftigung, Angaben zum Arbeitgeber;

3. Daten zu laufenden Konten, Depots, Debit- und Kreditkarten sowie mobilen Bezahlsystemen (wie z. B. Apple Pay)
wie z. B. Produktart, Kartennummern, Zinssatz, Limit, Saldo, kumulierte Umsatzdaten (z. B. Anzahl und Summe der Haben-/
Soll-Umsitze) sowie Daten zu Wertpapieren (Gattung wie z. B. Aktie oder Anleihe, Bestand, Performance, Transaktion, etc.)
und andere Vermogensanlagen — jeweils soweit nicht als Zahlungsverkehrsdatum gemaf Ziff. lll. unten qualifiziert;

L. Daten zu Termingeldern und Einlagen
wie z. B. Produktart, Betrag, Sparrate, Zinssatz, Laufzeit;

5. Daten zu Darlehens-, Kredit- oder Leasingvertragen
wie z. B. Produktart, Hohe bzw. Anfangswert, Zinssatz, Tilgung, Laufzeit, Saldo, geleistete Raten, gewashrte Sicherheiten;
bei Immobilienkrediten auch Daten zur Immobilie (z. B. Objektbilder, Lagepline) einschlieBlich Informationen zu ihrer Nach-
haltigkeit (z. B. Energieausweis);
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6. Daten aus von uns fiir Sie vermittelten Vertragen
wie z. B. Angaben zu Depots, Versicherungen, Bausparvertragen und sonstigen Finanzdienst- und Versicherungsleistun-
gen;

7. Daten, die wir im Rahmen unseres Beratungs- und Serviceangebots online und im direkten Gesprach sowie mittels Kun-
denumfragen gewonnen haben
Hierzu zihlen z. B. Ihre mitgeteilten Ziele und Wiinsche, Ihre Risikotoleranz, Ihre Praferenzen (z. B. Nachhaltigkeit), Ihre Pro-
duktkenntnisse und -erfahrungen sowie Angaben zu Ihren finanziellen Verhiltnissen, wie z. B. Einnahmen, Ausgaben so-
wie weitere Vermogenswerte wie Sachwerte, Immobilienvermdgen, Beteiligungen einschlie3lich den auch bei Drittanbie-
tern auBerhalb der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken bestehenden Konten, Depots und
weiteren Finanzdienstleistungs- und Versicherungs- und sonstigen Vertragen. Auch umfasst sind Informationen aus uns
beigebrachten Unterlagen (z. B. Gehaltsnachweise, Grundbuchausziige, etc.) sowie Informationen iiber lhre Reaktion auf
und lhre Interaktion mit unseren Informationen, Empfehlungen und Angeboten;

8. Daten, die wirim Rahmen der Kundenbeziehung selbst erstellt haben

Hierzu zhlen z. B. Angaben aus Beratungsdokumentationen (wie etwa Protokollen, Kundenausdrucken, Geeignetheitser-
klarungen) und Informationen, die wir aus den vorgenannten Unterlagen und Datenarten abgeleitet haben (wie etwa
Gegenstand und Dauer der Geschaftsbeziehung oder Statistiken zu Geschaftsvorfallen wie z. B. Volumen oder Anzahl be-
stimmter Transaktionen pro Monat, Kaufkraft, Nachhaltigkeit, etc.). Auch umfasst sind Informationen, die wir durch eigene
Punktebewertungsverfahren gewinnen (z. B. sogenannte Marketing Scores, die u. a. ausdriicken, mit welcher Wahrschein-
lichkeit welche angebotenen Produkte in Anspruch genommen oder gekiindigt werden). Bei bestimmten Produkten, wie
z. B. Krediten, beziehen wir auch Bonitatsdaten mit ein.

Il. Daten von Kooperationspartnern in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisen-
banken oder unseren weiteren Kooperationspartnern, von weiteren Instituten aus der genossenschaft-
lichen Bankengruppe, aus 6ffentlich zuganglichen Quellen und von den sonstigen, nachfolgend ge-
nannten Dritten

Ferner verarbeiten wir Daten, die wir liber Kooperationspartner in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffei-
senbanken oder unsere weiteren Kooperationspartner, von weiteren Instituten aus der genossenschaftlichen Bankengruppe, aus
offentlich zuganglichen Quellen und von sonstigen Dritten erhoben haben. Dazu gehoren:

1. Daten, die uns zuldssigerweise von unseren Kooperationspartnern in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksban-
ken Raiffeisenbanken, unseren weiteren Kooperationspartnern oder weiteren Instituten aus der genossenschaftlichen
Bankengruppe libermittelt worden sind
Das betrifft vor allem die oben genannten Datenarten aus der Geschaftsbeziehung und Zusammenarbeit zwischen lhnen
und dem jeweiligen Kooperationspartner oder Institut (Ziffer I. ,Daten aus Geschiftsbeziehung und Zusammenarbeit®). Da-
zu konnen z. B. Informationen zu lhren dortigen Vertrdagen, wie Versicherungen, Bausparvertragen, Depots, aber auch An-
gaben zu Beratungswiinschen sowie zu Ihren persénlichen und finanziellen Verhiltnissen gehéren. Eine solche Ubermitt-
lung findet statt, wenn Sie bei einem Produktabschluss in die Datenlibermittlung eingewilligt haben oder aber das von
Ihnen gewiinschte oder abgeschlossene Produkt eine solche Ubermittlung erforderlich macht;

2. Daten, die wir zuléssigerweise von Vergleichs- oder Vermittlungsportalen erhalten
Das betrifft Anfragen bei solchen Portalen (z. B. Check24, Immoscout, Baufinex, etc.), die Sie in einem der von uns abge-
deckten Produkt- und Dienstleistungsbereiche (s. 0.) selbst stellen; umfasst sind insbesondere die dort von Ihnen ange-
gebenen Informationen zu Ihrem Bedarf (z. B. einer Immobilienfinanzierung, einem Konsumentenkredit, etc.);

3. Daten, die wir von Auskunfteien, Marktforschungsunternehmen oder vergleichbaren Dienstleistern (z. B. Adressanbieter)
erhalten
Hierzu zihlen aggregierte Daten zum Wohnumfeld (z. B. Bevélkerungsdichte, Kaufkraftindex, Anteil Altersgruppen, statis-
tisches Durchschnittseinkommen und -vermégen, Anzahl PKW-Zulassungen und vergleichbare Daten), statistische Daten
aus der Konsum- und Wirtschaftsforschung sowie Daten aus 6ffentlich zuganglichen Verzeichnissen, Registern und Kar-
tendiensten (z. B. Handelsregister, Katasteramter).

[_] Ich bin mit der Verarbeitung meiner in Ziff. l. und Il. genannten Daten zur Durchfiihrung von Datenanalysen zu den oben genann-
ten Zwecken und in dem oben genannten Umfang einverstanden.
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lll. Zahlungsverkehrsdaten

Wenn Sie die Checkbox unten ankreuzen, beziehen wir auch Zahlungsverkehrsdaten in unsere Datenanalysen ein. Hierzu zdhlen
Angaben zu Zahlungsempfiangern und Zahlern und den jeweiligen Betridgen sowie Angaben aus Verwendungszwecken (z. B. Mie-
te, Immobilienkredit, Versicherung oder Gehalt) und daraus von uns getroffene Ableitungen (z. B. Eintritt eines relevanten Ereig-
nisses wie Rentenbeginn, Geburt eines Kindes oder Erhalt einer Gehaltserh6hung; oder Zuschreibung einer bestimmten Eigen-
schaft z. B. als Immobilieneigentiimer).

Bei der Verarbeitung von Zahlungsverkehrsdaten kénnen sog. besondere Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Art. 9
DSGVO (z. B. Uberweisung des Mitgliedsbeitrags einer Gewerkschaft oder einer Arztrechnung) erkannt werden. Durch Anwendung
technischer Ausschlussverfahren nehmen wir diese von der Verwendung in Datenanalysen aus.

Soweit fiir Zwecke der konkreten Analyse moglich, fassen wir die Zahlungsverkehrsdaten fiir die Durchfiihrung unserer Analysen
zudem auf verschiedenen Ebenen zusammen (z. B. durch Bildung der Kategorie ,Banktransaktion®, die wiederum unterteilt ist in
die Kategorien ,Geldautomat, Bar, Konto und Debitkarte*).

[ | Ich willige in die Einbeziehung von Zahlungsverkehrsdaten (Ziff. lll.) in die Datenanalysen ein.

IV. Daten aus der Nutzung unserer digitalen Dienste

Wenn Sie die Checkbox unten ankreuzen, beziehen wir in unsere Datenanalysen auch Daten zu Ihrer Nutzung unserer digitalen
Dienste (wie z. B. Webseiten, Kunden-Portal, Online-Banking, Apps, SB-Terminal, sog. Chatbots) ein, die wir rechtmaRig erhoben
haben. Hierzu zdhlen z. B. Informationen Giber Zugangswege, Endgerate und die darauf installierten Betriebssysteme, Datum, Uhr-
zeit und Ort der Nutzung, Informationen liber den Erfolg unserer Werbeanzeigen (z. B. ob Sie auf eine Werbeanzeige geklickt oder
ob Sie ein beworbenes Produkt erworben haben), sowie Informationen zu gesuchten und aufgerufenen Inhalten, auch iber meh-
rere Nutzungsvorgange und Endgerate hinweg.

[ ] Ich willige in die Einbeziehung von Daten aus der Nutzung unserer digitalen Dienste (Ziff. IV.) in die Datenanalysen ein.

Auf welchem Weg erhalten Sie von uns Werbung?

Sie bestimmen, ob und wie Sie Informationen zu unseren Produkten und Dienstleistungen erhalten wollen. Telefonische Informa-
tionen, Newsletter, persénliche E-Mails, SMS oder sonstige elektronische Direktkommunikation erhalten Sie nur, wenn Sie dem in
einer separaten Erklarung zugestimmt haben. Andernfalls informieren wir Sie ausschlieBlich auf dem Postweg oder liber Online-
Werbeanzeigen iiber unser Angebot. Sie kdnnen auch dem jederzeit widersprechen.

An wen geben wir lhre Daten weiter?

Wir leiten Ihre Daten nur dann zu Zwecken der Information iber Produkte und Angebote einschlie3lich der Beratung und Betreu-
ung an unsere Kooperationspartner in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken, unsere weiteren
Kooperationspartner oder weiteren Institute aus der genossenschaftlichen Bankengruppe weiter, wenn Sie dem in einer separa-
ten Erklarung zugestimmt haben oder im Einzelfall eine gesetzliche Grundlage hierfiir besteht. Ansonsten erfolgt eine Weiterga-
be an Dritte nicht. Das Bankgeheimnis und die Vertraulichkeit Ihrer Daten bleiben stets gewahrt.

Was kénnen Sie tun, wenn Sie das nicht méchten?

Ihre Einwilligung ist selbstverstandlich freiwillig. Sie konnen diese Einwilligung auch nach Erteilung jederzeit insgesamt oder in
Teilen mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die RechtmaBigkeit der aufgrund der Ein-
willigung erfolgten Verarbeitung nicht beriihrt. Falls Sie die Einwilligung widerrufen oder nicht erteilen, werden wir lhre Daten nur
insoweit verarbeiten, als dies ohne Einwilligung gesetzlich zuldssig ist und Sie nicht widersprochen haben. Wenn Sie die Einwilli-
gung nicht erteilen mochten, wird dies keinerlei Auswirkungen auf das Produkt- und Dienstleistungsangebot haben, das Sie von
uns in Anspruch nehmen kdnnen.

Ort, Datum Unterschrift des Kunden

X

192 370 | DG nexolution Fal 02.23 Seite 4von 4 Ausfertigung fiir die Bank



L
Bank

Eingangsvermerk:

Freistellungsauftrag fiir Kapitalertrage und Antrag
auf ehegatteniibergreifende/lebenspartneriibergreifende

Verlustverrechnung
(gilt nicht fiir Betriebseinnahmen und Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung)

An Filiale/Nr.

z.B. Kreditinstitut, Bausparkasse,
Lebensversicherungsunternehmen, Bundes-/Landesschuldenverwaltung

Kunden-Stamm-Nr(n).

PSD Bank Miinchen eG Freistellungs-Nr. -
Sitz Augsburg

StraBe, Hausnummer

Max-Hempel-Stral3e 5

Postleitzahl, Ort

86153 Augsburg [Dlich [ Jwir

T Gemeinsamer Freistellungsauftrag?

Glaubiger der Kapitalertrage (Name, Vorname, Geburtsdatum)

Identifikationsnummer (11-stellig) des Glaubigers ‘ ‘

(gegebenenfalls Name, Vorname, Geburtsdatum des Ehegatten/des Lebenspartners)

Identifikationsnummer (11-stellig) des Ehegatten/des Lebenspartners bei gemeinsamem Freistellungsauftrag‘

Anschrift (StraBe, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)

Hiermit erteile ichfertetterwir® Ihnen den Auftrag, meinefarsere® bei lhrem Institut anfallenden Kapitalertrage vom Steuerabzug freizustellen,
und zwar

bis zu einem Betrag von ‘ ‘ EUR (bei Verteilung des Sparer-Pauschbetrages auf mehrere Kreditinstitute).
bis zur Hhe der fiir michfurs® geltenden Sparer-Pauschbetrages von insgesamt 1.000 EUR/2:606-EUR3.
liber 0 €" (sofern lediglich eine ehegatteniibergreifende/lebenspartneriibergreifende Verlustverrechnung beantragt werden soll).

Dieser Auftrag gilt ab dem 01.01. |:| bzw. ab Beginn der Geschaftsverbindung

D so lange, bis Sie einen anderen Auftrag von mirfshs® erhalten. D bis zum 31.12.I:| .

D Hiermit widerrufe ichAnigerraferwir® den von mirksas’ erteilten Freistellungsauftrag.

Die in dem Auftrag enthaltenen Daten und freigestellten Betrige werden dem Bundeszentralamt fiir Steuern (BZSt) iibermittelt. Sie diirfen zur Durch-
flihrung eines Verwaltungsverfahrens oder eines gerichtlichen Verfahrens in Steuersachen oder eines Strafverfahrens wegen einer Steuerstraftat
oder eines BuBBgeldverfahrens wegen einer Steuerordnungswidrigkeit verwendet sowie vom BZSt den Sozialleistungstragern Gibermittelt werden,
soweit dies zur Uberpriifung des bei der Sozialleistung zu beriicksichtigenden Einkommens oder Vermégens erforderlich ist (§ 45d EStG).

Ich versichereMlirversichern®, dass mein/unses® Freistellungsauftrag zusammen mit Freistellungsauftrigen an andere Kreditinstitute, Bausparkassen,
usw. den fiir mich/#rs® geltenden Héchstbetrag von insgesamt 1.000 EUR/A-886-EYR3 nicht libersteigt.

Ich versichereAAtirversiehern® auBerdem, dass ichAwir® mit allen fiir das Kalenderjahr erteilten Freistellungsauftriagen fiir keine héheren Kapitalertrage
als insgesamt 1.000 EUR/2-866-EYR? im Kalenderjahr die Freistellung in Anspruch nehmefs}.

Die mit dem Freistellungsauftrag angeforderten Daten werden aufgrund von § 4ha Abs. 2, 2a und § 45d Abs. 1 EStG erhoben.

Die Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer ist fiir die Ubermittlung der Freistellungsdaten an das BZSt erforderlich. Die Rechtsgrundlagen
fir die Erhebung der Identifikationsnummer ergeben sich aus §139a Abs.1 Satz1l 2. Halbsatz AO, §139b Abs.2 AO und §45d EStG. Die
Identifikationsnummer darf nur fiir Zwecke des Besteuerungsverfahrens verwendet werden.
Der Héchstbetrag von 2.000 EUR gilt nur bei Ehegatten/Lebenspartnern, die einen gemeinsamen Freistellungsauftrag erteilen und bei denen die
Voraussetzungen einer Zusammenveranlagung im Sinne des § 26 Abs. 1 Satz 1 EStG vorliegen. Der gemeinsame Freistellungsauftrag ist z.B. nach
Auflésung der Ehe/Lebenspartnerschaft oder bei dauerndem Getrenntleben zu dndern. Erteilen Ehegatten/Lebenspartner einen gemeinsamen
Freistellungsauftrag, fiihrt dies am Jahresende zu einer Verrechnung der Verluste des einen Ehegatten/Lebenspartners mit den Gewinnen und
Ertrdgen des anderen Ehegatten/Lebenspartners. Freistellungsauftrige kénnen nur mit Wirkung zum Kalenderjahresende befristet werden. Eine
Herabsetzung bis zu dem im Kalenderjahr bereits ausgenutzten Betrag ist jedoch zuléssig. Sofern ein Freistellungsauftrag im laufenden Jahr noch
nicht genutzt wurde, kann er auch zum 1. Januar des laufenden Jahres widerrufen werden. Der Freistellungsauftrag kann nur fiir simtliche Depots
oder Konten bei einem Kreditinstitut oder einem anderen Auftragnehmer gestellt werden.

D Zutreffendes bitte ankreuzen.
1 Kein Bestandteil des amtlichen Vordrucks, muss nicht ausgefiillt werden.
2 Angaben zum Ehegatten/Lebenspartner und dessen Unterschrift sind nur bei einem gemeinsamen Freistellungsauftrag erforderlich.

3 Nichtzutreffendes bitte streichen.
L4 Mdchten Sie mit diesem Antrag lediglich eine ehegatteniibergreifende/lebenspartneriibergreifende Verlustverrechnung beantragen, so kreuzen Sie bitte dieses Feld an.
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Wird die Geschéaftsbeziehung im laufenden Kalenderjahr vollstindig beendet (z.B. Auszahlung eines Lebensversicherungsvertrages) und der vor-
liegende Freistellungsauftrag nicht zum Kalenderjahresende befristet, so kann aus Vereinfachungsgriinden angenommen werden, dass der erteilte
Freistellungsauftrag ab dem Folgejahr — auch ohne ausdriickliche Anderung nach vorgeschriebenem Muster — nicht mehr giiltig sein soll.

Ort, Datum

Unterschrift gegebenenfalls Unterschrift Ehegatte/Lebenspartner?, gesetzliche(r) Vertreter

Hinweise zum Ausfiillen des Freistellungsauftrages

Vollstandigkeit

Bitte fullen Sie den Freistellungsauftrag vollstandig aus. Der amtlich vorgeschriebene Text im Freistellungsauftrag darf nur an den dafiir vorgesehe-
nen Stellen durch Streichen oder Ankreuzen verandert werden. Dariiber hinausgehende Anderungen bzw. Streichungen sind unzulassig und kdnnen
zur Unwirksamkeit des erteilten Freistellungsauftrages fuhren.

Erteilung und Anderung des Freistellungsauftrages

Einen Freistellungsauftrag kann jede natiirliche Person ohne Mitwirkung des Finanzamtes erteilen. Ein Freistellungsauftrag kann nur erteilt werden,
wenn der Glaubiger der Kapitalertrage seine Identifikationsnummer gemifR § 139b Abgabenordnung (AO) und bei gemeinsamen Freistellungs-
auftriagen auch die Identifikationsnummer des Ehegatten/Lebenspartners mitteilt. Der Auftrag gilt, bis er widerrufen oder durch einen neuen Auftrag
ersetzt wird. Jede Anderung (Minderung/Erhdéhung) des Freistellungsauftrages muss auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck vorgenommen wer-
den. Wird der freizustellende Betrag herabgesetzt, ist ein Unterschreiten des bereits freigestellten und ausgeschopften Betrages nicht zulassig. Eine
Erhohung des freizustellenden Betrages darf ebenso wie die erstmalige Erteilung eines Freistellungsauftrages nur mit Wirkung fiir das Kalenderjahr,
in dem der Antrag geandert wird, und spatere Kalenderjahre erfolgen. Nur fiir die den Freistellungsbetrag libersteigenden Kapitalertrage fallt der
Steuerabzug an. Der Freistellungsauftrag kann in Textform widerrufen werden, sofern er im laufenden Kalenderjahr noch nicht ausgefiihrt worden
ist.

Freistellungsauftrag fiir Ehegatten und eingetragene Lebenspartner

Ehegatten/eingetragene Lebenspartner, die unbeschrinkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, haben ein gemeinsa-
mes Freistellungsvolumen. Sie kénnen entweder einen gemeinsamen Freistellungsauftrag bis zu max. 2.000 Euro oder Einzel-Freistellungsauftrage
bis zu jeweils max. 1.000 Euro erteilen.

Ein gemeinsamer Freistellungsauftrag muss die persénlichen Daten beider Ehegatten/Lebenspartner (Name, Vorname, Geburtsdatum, vollstindige
Anschrift) enthalten und von beiden Eheleuten/Lebenspartnern unterschrieben sein. Gemeinschaftskonten/-depots von Ehegatten/Lebenspartnern
kénnen nur mit einem gemeinsamen Freistellungsauftrag vom Steuerabzug freigestellt werden. Der gemeinsame Freistellungsauftrag umfasst zu-
satzlich alle Einzelkonten/-depots der Ehegatten/Lebenspartner.

Antrag auf ehegatteniibergreifende/lebenspartneriibergreifende Verlustverrechnung

Mit einem gemeinsamen Freistellungsauftrag findet in allen Einzel- und Gemeinschaftsdepots der Ehegatten/Lebenspartner am Jahresende eine
automatische und ehegatteniibergreifende/lebenspartneriibergreifende Verlustverrechnung statt. Damit sparen sich gemeinsam veranlagte Ehe-
leute/Lebenspartner den Verlustausgleich iiber die Steuerveranlagung. Auch wenn Sie Ihren Sparer-Freibetrag schon fiir andere Kapitalanlagen
(bei anderen Kreditinstituten) ausgeschdpft haben, kénnen Sie an der ehegatteniibergreifenden/lebenspartneriibergreifenden Verlustverrechnung
teilnehmen, indem Sie das entsprechende Auswahlfeld ,liber 0 €” ankreuzen.

Einzel-Freistellungsauftrige fiir Ehegatten/Lebenspartner

Ein Einzel-Freistellungsauftrag gilt nur fiir die Einzelkonten/-depots des jeweiligen Ehegatten/Lebenspartners. Eine ehegatteniibergreifende/
lebenspartneriibergreifende Verlustverrechnung findet bei Einzel-Freistellungsauftragen nicht statt. Der Einzel-Freistellungsauftrag wird nur von
dem auftraggebenden Ehegatten/Lebenspartner unterschrieben.

Veranlagung von Ehegatten/Lebenspartnern zur Einkommensteuer

Bei der Veranlagung zur Einkommensteuer haben Ehegatten/Lebenspartner, die unbeschrankt steuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt
leben, ein Wahlrecht zwischen Zusammenveranlagung und getrennter Veranlagung.

Dieses Wahlrecht kann unabhzngig davon ausgeiibt werden, ob der Freistellungsauftrag von Eheleuten/Lebenspartnern gemeinsam oder einzeln
erteilt wurde.

Personeniibereinstimmung
Antragsteller missen mit Konto-/Depotinhabern identisch sein.

Minderjédhrige
Der Freistellungsauftrag der Eltern erstreckt sich nicht auf die Konten/Depots ihrer Kinder. Jedes Kind kann aber fiir seine Kapitalertrage einen eige-
nen Freistellungsauftrag bis zu max. 1.000 Euro erteilen. Bei Minderjahrigen ist hierfiir die Unterschrift des/der Erziehungsberechtigten erforderlich.

Beschrankung des Freistellungsauftrages

Eine Beschriankung des Freistellungsauftrages auf einzelne beim Kreditinstitut gefiihrte Konten/Depots ist nicht méglich. Der Freistellungsauftrag
gilt fiir alle bei uns gefiihrten Konten/Depots und wird in der Reihenfolge der Kapitalertragsgutschriften ausgefiihrt.

1 Nur eingetragene Lebenspartner diirfen einen gemeinsamen Freistellungsauftrag erteilen.
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&e)re) Minchen eG
2Teylq Sitz Augsburg

Information zur elektronischen Abfrage der Kirchensteuerpflicht

beim BZSt

Sind Sie Mitglied einer steuererhebenden Religionsgemeinschaft? Dann
sind Sie kirchensteuerpflichtig. In diesem Fallist folgende Information fiir
Sie wichtig:

Seit dem 1. Januar 2015 sind wir als Bank gesetzlich dazu verpflichtet,
die Kirchensteuer auf die Abgeltungsteuer automatisch an das Finanzamt
abzufihren. Ihr Vorteil: Ihre Kirchensteuerpflicht auf Kapitalertrage ist
damit abgegolten. Weitere Angaben in der Steuererklarung sind nicht
mehr notig. Wenn Sie uns einen ausreichenden Freistellungsauftrag er-
teilt oder eine NV-Bescheinigung eingereicht haben, fiihren wir gar kei-
ne Kirchensteuer ab.

Fir den Kirchensteuerabzug missen wir beim Bundeszentralamt fiir Steu-
ern (BZSt) abfragen, ob Sie einer Religionsgemeinschaft angehdren. Hier-
flir geben wir lhre Steueridentifikationsnummer und Ihr Geburtsdatum an.
Diese elektronische Abfrage erfolgt als Anlassabfrage bei neuen Kundin-
nen und Kunden und als Regelabfrage einmal jahrlich, und zwar zwischen
dem 1. September und 31. Oktober. Das BZSt libermittelt Ihre Daten an
uns datenschutzkonform, verschlisselt in Form eines Kirchensteuerab-
zugsmerkmals (KiStAM).

Sie kdnnen der Datenweitergabe gegeniiber dem BZSt natiirlich wider-
sprechen. Der Widerspruch gilt so lange, bis Sie ihn widerrufen. Das BZSt
meldet Ihren Widerspruch dem Finanzamt. Es wird Sie dann dazu auffor-
dern, eine Steuererkldrung beziiglich der Kirchensteuer abzugeben. Bitte
beachten Sie: Der Widerspruch muss spatestens zwei Monate vor unserer
Abfrage beim BZSt eingegangen sein. Fiir die Regelabfrage also bis zum
30. Juni. lhren Widerspruch schicken Sie an das BZSt:

264630 DG nexolution 05.24

Bundeszentralamt fiir Steuern
An der Kiippe 1

53225 Bonn

Telefon 0228 406-1240

Das erforderliche Formular (,Erklarung zum Sperrvermerk*) finden Sie auf
www.formulare-bfinv.de.

Das sind die Rechtsgrundlagen fir dieses Verfahren: § 51a Abs. 2c, 2e
Einkommensteuergesetz; § 139a, b Abgabenordnung; Kirchensteuerge-
setze der Lander.

lhre

PSD Bank Miinchen eG
Sitz Augsburg
Max-Hempel-StralRe 5
86153 Augsburg
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Informationsbogen

fiir den Einleger

PSD Bank Muinchen eG, Sitz Augsburg

Kundennummer

D Frau D Herr D Eheleute

Kontoinhaber
Antwort ‘

Vorname(n), Name

PSD Bank Munchen eG
Sitz Augsburg
86135 Augsburg ‘

StraBe, Nr.

PLZ, Ort

Telefon tagsuber fur Ruckfragen

E-Mail

Sehr geehrte Kundin,
sehr geehrter Kunde,

gemafB § 23a Abs. 1 KWG sind wir verpflichtet, Sie mit Hilfe dieses Informationsbogens tber die gesetzliche Einlagensicherung zu
informieren. Zusatzlich sind lhre Einlagen wie bisher durch die freiwillige Sicherungseinrichtung des BVR geschitzt. Bitte senden
Sie uns den Informationsbogen unterschrieben zurick.

Gesetzliches Einlagensicherungssystem der PSD Banken

BVR Institutssicherung GmbH '

Sicherungsobergrenze

100 000 EUR pro Einleger pro Kreditinstitut 2

Mehrere Einlagen bei demselben Kreditinstitut

Alle Ihre Einlagen bei demselben Kreditinstitut werden
L.aufaddiert”; die Gesamtsumme unterliegt der Obergrenze von
100 000 EUR *

Gemeinschaftskonto mit einer anderen Person oder mehreren
anderen Personen

Die Obergrenze von 100 000 EUR gilt fur jeden einzelnen
Einleger?

Erstattungsfrist bei Ausfall eines Kreditinstituts

7 Arbeitstage *

Wahrung der Erstattung

EUR

Kontaktdaten BVR Institutssicherung GmbH
SchellingstraBe 4

10785 Berlin

Tel.: 030 2021 -0

E-Mail: info@bvr-institutssicherung.de

Weitere Informationen https://www.bvr-institutssicherung.de *

Erldauterungen

" lhre Einlage wird von einem gesetzlichen Einlagensicherungssystem gedeckt. AuRerdem ist Ihr Kreditinstitut Teil eines institutsbezogenen Sicherungs-
systems, in dem sich alle Mitglieder gegenseitig unterstiitzen, um eine Insolvenz zu vermeiden. Im Fall einer Insolvenz werden alle Einlagen bis zu 100 000
EUR vom Einlagensicherungssystem erstattet.

2 Sollte eine Einlage nicht verfligbar sein, weil ein Kreditinstitut seinen finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen kann, so werden die Einleger von dem
Einlagensicherungssystem entschadigt. Die betreffende Deckungssumme betrdgt maximal 100 000 EUR pro Kreditinstitut. Das heillt, dass bei der
Ermittlung dieser Summe alle bei demselben Kreditinstitut gehaltenen Einlagen addiert werden. Hélt ein Einleger beispielsweise 90 000 EUR auf einem
Sparkonto und 20 000 EUR auf einem Girokonto, so werden ihm lediglich 100 000 EUR erstattet.

3 Bei Gemeinschaftskonten gilt die Obergrenze von 100 000 EUR fir jeden Einleger. Einlagen auf einem Konto, liber das zwei oder mehrere Personen als
Mitglieder einer Personengesellschaft oder Sozietat, einer Vereinigung oder eines ahnlichen Zusammenschlusses ohne Rechtspersonlichkeit verfligen
kénnen, werden bei der Berechnung der Obergrenze von 100 000 EUR allerdings zusammengefasst und als Einlage eines einzigen Einlegers behandelt. In
den Féllen des § 8 Abs 2 bis 4 EinSiG sind Einlagen tber 100 000 EUR hinaus gesichert. Weitere Informationen sind erhéltlich Gber https://www.bvr-
institutssicherung.de.

* Haben Sie die Erstattung innerhalb der genannten Frist nicht erhalten, sollten Sie mit dem Einlagensicherungssystem Kontakt aufnehmen, da der
Gultigkeitszeitraum fir Erstattungsforderungen nach einer bestimmten Frist abgelaufen sein kann. Weitere Informationen sind erhaltlich Gber
https://www.bvr-institutssicherung.de.

5Einlagen von Privatkunden und Unternehmen sind im Allgemeinen durch Einlagensicherungssysteme gedeckt. Fur bestimmte Einlagen geltende
Ausnahmen werden auf der Website des zustédndigen Einlagensicherungssystems mitgeteilt. Ihr Kreditinstitut wird Sie auf Anfrage auch darlber
informieren, ob bestimmte Produkte gedeckt sind oder nicht. Wenn Einlagen entschadigungsféhig sind, wird das Kreditinstitut dies auch auf dem
Kontoauszug bestatigen.

% %

Unterschrift 1. Kontoinhaber Unterschrift 2. Kontoinhaber

Ort, Datum
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Identitatsfeststellung

PSD Bank Munchen eG, Sitz Augsburg Kunde

Bitte wdhlen Sie

Fur die Identitatsfeststellung (Legitimation) bieten wir Ihnen folgende Verfahren an:
* Video-Legitimation
= Legitimation direkt bei der PSD Bank
= Legitimation per POSTIDENT-Verfahren

Sofern mehrere Personen legitimiert werden mussen (z. B. bei Gemeinschaftskonten, gemeinsamen Kreditantragen), ist von jedem
Beteiligten eine Identitatsfeststellung erforderlich.

1. Video-Legitimation

In nur wenigen Minuten legitimieren Sie sich mit Inrem PC, Tablet oder Smartphone per Videochat auf
www.psd-muenchen.de/legitimation (08.00 Uhr - 24.00 Uhr).

R

EI
2. Legitimation direkt bei der PSD Bank

Falls Ihnen Vertragsunterlagen vorliegen, bringen Sie diese bitte mit. Darlber hinaus benétigen Sie nur noch lhren gultigen
Personalausweis oder Reisepass.

3. Legitimation per POSTIDENT-Verfahren

Wenn Sie sich per POSTIDENT-Verfahren legitimieren mochten, nehmen Sie bitte folgende Unterlagen zu einer Filiale der
Deutschen Post AG mit:

= pro Person einen POSTIDENT-Coupon
= lhren gultigen Personalausweis oder Reisepass inklusive Meldebescheinigung

Ihre Identitat wird anhand der Ausweisdokumente gepruft und bestatigt. Sie unterschreiben dann nur noch in Gegenwart des
Postmitarbeiters. AnschlieBend erhalt die PSD Bank die Ergebnisse der Identifikation in elektronischer Form zur Verfiigung gestellt.

Sie haben noch Fragen?

Fur Ihre Fragen stehen lhnen unsere Kundenberater telefonisch unter
0821 5049-130 gerne zur Verfigung (dt. Festnetz 6 ct/Anruf, Mobilfunk max. 42 ct/min).

POSTIDENT-Coupon fur Kunde:

Coupon fiir POSTIDENT durch Postfiliale Deutsche Post 0

V7 2N N
zur Identitatsfeststellung in einer Postfiliale fur die PSD Bank Munchen eG, Sitz Augsburg

Nehmen Sie diesen Coupon und lassen Sie sich bei einer Hinweise fiir Filialmitarbeiter:
Postfiliale mit einem giiltigen Personalausweis oder -
Reisepass identifizieren, um lhre Identifizierung abzuschlieBen. = Barcode einscannen/VGA 1611/ Pl aufrufen

4 021777 012191

/ pfd = Abrechnungs- und Referenznummer eingeben
PSD Bank

Abrechnungsnummer

2lelgld Miinchen eG 5,0,2,75,4,7,73,6,3,7,0 1
Referenznummer
99919 1 o

= Identifizierung (VGA 1611/ Postident ,Basic”) durchfihren

= Diesen Coupon nach der Identifizierung
datenschutzkonform entsorgen

Filiale fir POSTIDENT finden auf: www.deutschepost.de MaV: Bei Fragen wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter-Hotline
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Datenschutzhinweise

Unser Umgang mit lhren Daten und lhre Rechte
- Informationen nach Artikeln 13,14 und 21 der
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) -

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

nachfolgend informieren wir Sie Uber die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch uns und die lhnen nach den datenschutzrechtlichen Regelungen
zustehenden Anspriiche und Rechte.

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich mafgeblich nach den beantragten bzw. vereinbarten Dienstleistungen.
1 Wer ist fiir die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden?

Verantwortliche Stelle ist:

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg, Max-Hempel-StraRRe 5, 86153 Augsburg
Telefon: 0821 5049-333, Fax: 0821 5049-1290, E-Mail-Adresse: info@psd-muenchen.de
Sie erreichen unseren betrieblichen Datenschutzbeauftragten unter:

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg

Datenschutzbeauftragter, Max-Hempel-Stralte 5, 86153 Augsburg,

Telefon: 0821 5049-1301, E-Mail-Adresse: datenschutzbeauftragter@psd-muenchen.de

2 Welche Quellen und Daten nutzen wir?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir im Rahmen unserer Geschaftsbeziehung von lhnen erhalten. Zudem verarbeiten wir - soweit flr die
Erbringung unserer Dienstleistungen erforderlich - personenbezogene Daten, die wir von anderen Unternehmen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken oder von sonstigen Dritten (z.B. der SCHUFA) zuldssigerweise (z.B. zur Ausfiihrung von Auftragen, zur Erfiillung von
Vertradgen aufgrund einer von lhnen erteilten Einwilligung) erhalten haben. Zum anderen verarbeiten wir personenbezogene Daten, die wir aus 6ffentlich
zuganglichen Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnisse, Grundbiicher, Handels- und Vereinsregister, Presse, Medien) zuldssigerweise gewonnen haben und
verarbeiten diirfen.

Relevante personenbezogene Daten sind Personalien (Name, Adresse und andere Kontaktdaten, Geburtstag und -ort und Staatsangehorigkeit),
Legitimationsdaten (z.B. Ausweisdaten) und Authentifikationsdaten (z.B. Unterschriftprobe). Darlber hinaus koénnen dies auch Auftragsdaten (z.B.
Zahlungsauftrag, Wertpapierauftrag), Daten aus der Erflllung unserer vertraglichen Verpflichtung (z.B. Umsatzdaten im Zahlungsverkehr, Kreditrahmen,
Produktdaten [z.B. Einlagen-, Kredit- und Depotgeschéft]), Informationen Uber lhre finanzielle Situation (z.B. Bonitatsdaten, Scoring-/Ratingdaten, Herkunft von
Vermoégenswerten), Werbe und Vertriebsdaten (inklusive Werbescores), Dokumentationsdaten (z.B. Beratungsprotokoll), Registerdaten, Daten Uber lhre
Nutzung von unseren angebotenen Telemedien (z.B. Zeitpunkt des Aufrufs unserer Webseiten, Apps oder Newsletter, angeklickte Seiten von uns bzw.
Eintrédge) sowie andere mit den genannten Kategorien vergleichbare Daten sein.

3 Wofiir verarbeiten wir lhre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?

Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europaischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und dem Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG):

3.1 Zur Erfillung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1bDS-GVO)

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten (Art. 4 Nr. 2 DS-GVO) erfolgt zur Erbringung und Vermittlung von Bankgeschaften, Finanzdienstleistungen
sowie Versicherungs- und Immobiliengeschéften, insbesondere zur Durchfiihrung unserer Vertrdge oder vorvertraglicher MaBnahmen mit lhnen und der
Ausflhrung lhrer Auftrage, sowie aller mit dem Betrieb und der Verwaltung eines Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituts erforderlichen Tatigkeiten.

Die Zwecke der Datenverarbeitung richten sich in erster Linie nach dem konkreten Produkt (z.B. Konto, Kredit, Bausparen, Wertpapiere, Einlagen,
Vermittlung, Online-Banking) und kénnen unter anderem Bedarfsanalysen, Beratung, Vermdgensverwaltung und -betreuung sowie die Durchfiihrung von
Transaktionen umfassen.

Die weiteren Einzelheiten zum Zweck der Datenverarbeitung kénnen Sie den jeweiligen Vertragsunterlagen und Geschéftsbedingungen entnehmen.

3.2 Im Rahmen der Interessenabwégung (Art. 6 Abs. 1f DS-GVO)

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten Uber die eigentliche Erfilllung des Vertrags hinaus zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten
wie beispielsweise in den folgenden Fallen:
- Konsultation von und Datenaustausch mit Auskunfteien (z.B. SCHUFA) zur Ermittlung von Bonitats- bzw. Ausfallrisiken und des Bedarfs beim
Pfandungsschutzkonto oder Basiskonto;
- Prifung und Optimierung von Verfahren zur Bedarfsanalyse und direkter Kundenansprache;
- Werbung oder Markt- und Meinungsforschung, soweit sie der Nutzung Ihrer Daten nicht widersprochen haben;
- Geltendmachung rechtlicher Anspriiche und Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten;
- Gewahrleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs der Bank;
- Verhinderung und Aufklarung von Straftaten;
- Videolberwachungen dienen der Sammlung von Beweismitteln bei Straftaten oder zum Nachweis von Verfligungen und Einzahlungen z.B. an
Geldautomaten. Sie dienen damit dem Schutz von Kundschaft und Mitarbeitern sowie der Wahrnehmung des Hausrechts;
- MaBnahmen zur Geb&ude und Anlagensicherheit (z.B. Zutrittskontrollen);
- MaBnahmen zur Sicherstellung des Hausrechts;
- MaRnahmen zur Geschéftssteuerung und Weiterentwicklung von Dienstleistungen und Produkten

3.3 Aufgrund lhrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1aDS-GVO)

Soweit Sie uns eine Einwilligung zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten fiir bestimmte Zwecke (z.B. Weitergabe von Daten im Verbund/Konzern,
Auswertung von Zahlungsverkehrsdaten fur Marketingzwecke) erteilt haben, ist die RechtmaRigkeit dieser Verarbeitung auf Basis |hrer Einwilligung
gegeben. Eine erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden. Dies gilt auch fiir den Widerruf von Einwilligungserklarungen, die - wie beispielsweise
die SCHUFA-Klausel - vor der Geltung der DS-GVO, also vor dem 25. Mai 2018, uns gegeniiber erteilt worden sind.

Bitte beachten Sie, dass der Widerruf erst fiir die Zukunft wirkt. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, sind davon nicht betroffen.

3.4 Aufgrund gesetzlicher Vorgaben (Art. 6 Abs. 1c DS-GVO) oder im 6ffentlichen Interesse (Art. 6 Abs. 1e DS-GVO)

Zudem unterliegen wir als Bank diversen rechtlichen Verpflichtungen, das heil3t gesetzlichen Anforderungen (z.B. Kreditwesengesetz, Geldwaschegesetz,
Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze) sowie bankaufsichtsrechtlichen Vorgaben (z.B. der Europaischen Zentralbank, der Europaischen Bankenaufsicht,
der Deutschen Bundesbank und der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht). Zu den Zwecken der Verarbeitung gehdren unter anderem die
Kreditwirdigkeitsprifung, die Identitats- und Alterspriifung, Betrugs- und Geldwaschepravention, die Erflllung steuerrechtlicher Kontroll- und Meldepflichten
sowie die Bewertung und Steuerung von Risiken.

4 Wer bekommt meine Daten?

Innerhalb der Bank erhalten diejenigen Stellen Zugriff auf lhre Daten, die diese zur Erflllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten brauchen.
Auch von uns eingesetzte Auftragsverarbeiter (Art. 28 DS-GVO) kénnen zu diesen genannten Zwecken Daten erhalten. Dies sind Unternehmen in den
Kategorien kreditwirtschaftliche Leistungen, IT-Dienstleistungen, Logistik, Druckdienstleistungen, Telekommunikation, Inkasso, Beratung und Consulting
sowie Vertrieb und Marketing.
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Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfénger auRerhalb der Bank ist zunachst zu beachten, dass wir nach den zwischen lhnen und uns vereinbarten
Allgemeinen Geschéftsbedingungen zur Verschwiegenheit Uber alle kundenbezogenen Tatsachen und Wertungen verpflichtet sind, von denen wir Kenntnis
erlangen (Bankgeheimnis). Informationen Uber Sie durfen wir nur weitergeben, wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten, Sie eingewilligt haben oder
wir zur Erteilung einer Bankauskunft befugt sind. Unter diesen Voraussetzungen kénnen Empfénger personenbezogener Daten z.B. sein:

- Offentliche Stellen und Institutionen (z.B. Deutsche Bundesbank, Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Europaische
Bankenaufsichtsbehdrde, Europaische Zentralbank, Finanzbehdrden) bei Vorliegen einer gesetzlichen oder behdrdlichen Verpflichtung.

- Andere Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute oder vergleichbare Einrichtungen, an die wir zur Durchfiihrung der Geschéftsbeziehung mit Ihnen
personenbezogene Daten Gbermitteln (je nach Vertrag: z.B. Unternehmen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken,
Korrespondenzbanken, Depotbanken, Borsen, Auskunfteien).

Weitere Datenempfanger kénnen diejenigen Stellen sein, fiir die Sie uns lhre Einwilligung zur Datenlbermittlung erteilt bzw. fiir die Sie von uns vom Bank-
geheimnis gemal Vereinbarung oder Einwilligung befreit haben.

5 Wie lange werden meine Daten gespeichert?

Soweit erforderlich, verarbeiten und speichern wir lhre personenbezogenen Daten flr die Dauer unserer Geschéftsbeziehung, was beispielsweise auch die
Anbahnung und die Abwicklung eines Vertrags umfasst. Dabei ist zu beachten, dass unsere Geschéftsbeziehung ein Dauerschuldverhéltnis ist, welches auf
Jahre angelegt ist.

Darlber hinaus unterliegen wir verschiedenen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten, die sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch (HGB),
der Abgabenordnung (AO) und dem Kreditwesengesetz (KWG), dem Geldwaschegesetz (GWG) und dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG) ergeben. Die
dort vorgegebenen Fristen zur Aufbewahrung bzw. Dokumentation betragen zwei bis zehn Jahre.

SchlieBlich beurteilt sich die Speicherdauer auch nach den gesetzlichen Verjahrungsfristen, die zum Beispiel nach den §§ 195 ff. des Birgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) in der Regel drei Jahre, in gewissen Fallen aber auch bis zu dreifig Jahre betragen kénnen.

6 Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation libermittelt?

Eine Datenubermittlung in Drittstaaten (Staaten auRerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums - EWR) findet nur statt, soweit dies zur Ausflihrung Ihrer
Auftréage (z.B. Zahlungs- und Wertpapierauftrage) erforderlich, gesetzlich vorgeschrieben ist oder Sie uns lhre Einwilligung erteilt haben. Uber Einzelheiten
werden wir Sie, sofern gesetzlich vorgegeben, gesondert informieren.

7 Welche Datenschutzrechte habeich?

Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft nach Art. 15 DS-GVO, das Recht auf Berichtigung nach Art. 16 DS-GVO, das Recht auf Léschung
nach Art. 17 DS-GVO, das Recht auf Einschrankung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO sowie das Recht auf Dateniibertragbarkeit nach Art. 20 DS-
GVO. Beim Auskunftsrecht und beim Léschungsrecht gelten die Einschrankungen nach §§ 34 und 35 BDSG. Darliber hinaus besteht ein Beschwerderecht
bei einer Datenschutzaufsichtsbehérde (Art. 77 DS-GVO i. V. m. § 19 BDSG).

8 Besteht eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

Im Rahmen unserer Geschéftsbeziehung missen Sie nur diejenigen personenbezogenen Daten bereitstellen, die fur die Begriindung, Durchfiihrung und
Beendigung einer Geschaftsbeziehung erforderlich sind oder zu deren Erhebung wir gesetzlich verpflichtet sind. Ohne diese Daten werden wir in der Regel
den Abschluss des Vertrags oder die Ausflihrung des Auftrags ablehnen miissen oder einen bestehenden Vertrag nicht mehr durchflihren kénnen und ggf.
beenden missen.

Insbesondere sind wir nach den geldwéascherechtlichen Vorschriften verpflichtet, Sie vor der Begriindung der Geschaftsbeziehung beispielsweise anhand
lhres Personalausweises zu identifizieren und dabei lhren Namen, Geburtsort, Geburtsdatum, Staatsangehdrigkeit sowie lhre Wohnanschrift zu erheben.
Damit wir dieser gesetzlichen Verpflichtung nachkommen koénnen, haben Sie uns nach dem Geldwaschegesetz die notwendigen Informationen und
Unterlagen zur Verfigung zu stellen und sich im Laufe der Geschaftsbeziehung ergebende Anderungen unverziiglich anzuzeigen. Sollten Sie uns die
notwendigen Informationen und Unterlagen nicht zur Verfiigung stellen, diirfen wir die von Ihnen gewlinschte Geschéftsbeziehung nicht aufnehmen.

9 Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung im Einzelfall?

Zur Begriindung und Durchfiihrung der Geschéaftsbeziehung nutzen wir grundsatzlich keine vollautomatisierte Entscheidungsfindung gemaf Art. 22 DS-GVO.
Sollten wir diese Verfahren in Einzelfallen einsetzen, werden wir Sie hierliber gesondert informieren, sofern dies gesetzlich vorgegeben ist.

10 Inwieweit werden meine Daten fiir die Profilbildung (Scoring) genutzt)?

Wir verarbeiten teilweise lhre Daten automatisiert mit dem Ziel, bestimmte personliche Aspekte zu bewerten (Profiling). Wir setzen Profiling beispielsweise in
folgenden Fallen ein:

- Aufgrund gesetzlicher und regulatorischer Vorgaben sind wir zur Bekdmpfung von Geldwéasche, Terrorismusfinanzierung und vermégensgefahr-
denden Straftaten verpflichtet. Dabei werden auch Datenauswertungen (u.a. im Zahlungsverkehr) vorgenommen. Diese MaRnahmen dienen zugleich
auch lhrem Schutz.

- Um Sie zielgerichtet Uiber Produkte informieren und beraten zu kdnnen, setzen wir Auswertungsinstrumente ein. Diese ermdglichen eine bedarfs-
gerechte Kommunikation und Werbung einschlieRlich Markt- und Meinungsforschung.

- Im Rahmen der Beurteilung lhrer Kreditwirdigkeit nutzen wir das Scoring. Dabei wird die Wahrscheinlichkeit berechnet, mit der ein Kunde seinen
Zahlungsverpflichtungen vertragsgemall nachkommen wird. In der Berechnung kdénnen beispielsweise Einkommensverhaltnisse, Ausgaben,
bestehende Verbindlichkeiten, Beruf, Arbeitgeber, Beschaftigungsdauer, Erfahrungen aus der bisherigen Geschaftsbeziehung, vertragsgemafie
Rickzahlung friherer Kredite sowie Informationen von Kreditauskunfteien einflieBen. Das Scoring beruht auf einem mathematisch-statistisch
anerkannten und bewahrtem Verfahren. Die errechneten Scorewerte unterstiitzen uns bei der Entscheidungsfindung im Rahmen von Produktab-
schliissen und gehen in das laufende Risikomanagement ein.

Information uber Ihr Widerspruchsrecht
nach Art. 21 Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)

1. Sie haben das Recht, aus Griinden, die sich aus lhrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betreffender
personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1e DS-GVO (Datenverarbeitung im offentlichen Interesse) und Art. 6 Abs. 1f DS-GVO
(Datenverarbeitung auf Grundlage einer Interessenabwégung) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt auch fiir ein auf diese Bestimmung gestiitztes
Profiling im Sinne von Art. 4 Nr.4 DS-GVO, das wir zur Bonitatsbewertung oder fiir Werbezwecke einsetzen.

Legen Sie Widerspruch ein, werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir kénnen zwingende schutzwirdige
Griinde firr die Verarbeitung nachweisen, die lhre Interessen, Rechte und Freiheiten (iberwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung,
Ausiibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen.

2. In Einzelfallen verarbeiten wir lhre personenbezogenen Daten, um Direktwerbung zu betreiben. Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die
Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch fir das Profiling, soweit es mit
solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

Widersprechen Sie der Verarbeitung fiir Zwecke der Direktwerbung, so werden wir lhre personenbezogenen Daten nicht mehr firr diese Zwecke verarbeiten.
Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte méglichst gerichtet werden an:

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg
Datenschutzbeauftragter, Max-Hempel-Stral3e 5, 86153 Augsburg, E-Mail-Adresse: datenschutzbeauftragter@psd-muenchen.de
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Besondere datenschutzrechtliche
Hinweise zu individuellen Informationen,

Empfehlungen und Angeboten
PSD Bank Minchen eG, Sitz Augsburg

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

wir arbeiten permanent daran, unser Informations- und Serviceangebot zu verbessern und fiir Sie sowohl kundenfreundlich als auch individuell zu
gestalten. Verschiedene Lebensphasen und -umstande fiihren zu unterschiedlichen Bedirfnissen, Wiinschen und Herausforderungen. Um sicherzustellen,
dass Sie nur Informationen, Empfehlungen und Angebote zu solchen Produkten und sonstigen Dienstleistungen (wie beispielsweise Veranstaltungen)
erhalten, die Sie auch wirklich interessieren, mdchten wir unsere Leistungen zielgerichtet auf lhren Bedarf anpassen.

Im Folgenden erldutern wir lhnen, wie, in welchem Umfang und zu welchem Zweck wir Ihre Daten verarbeiten. Ferner sagen wir Ihnen auch, was
Sie tun kénnen, wenn Sie dies nicht mdchten.

Welche Daten verarbeiten wir
Nach einer Interessenabwagung verarbeiten wir lhre Daten, die wir aus unserer Geschéaftsbeziehung und Zusammenarbeit mit Ihnen gewonnen haben.
Selbstverstandlich beriicksichtigen wir dabei immer auch lhre Interessen.

Zu den verarbeiteten Daten zdhlen:

1. Stamm- und Kontaktdaten, wie z. B. Name, Anschrift, Geburtsdatum, Geschlecht, Familienstand, Personenbeziehungen, Angaben zu Kindern,

wie deren Anzahl oder Geburtsdatum, lhre E-Mail-Adresse oder Telefonnummer;

2. Daten zur Erwerbstatigkeit, wie z. B. Beruf, Branche, Angaben zur Selbststandigkeit oder Beschaftigung, Angaben zum Arbeitgeber;

3. Daten zu laufenden Konten, Depots, Debit- und Kreditkarten, wie z. B. Produktart, Kartennummern, Zinssatz, Limit, Saldo, Umsatz- sowie
Wertpapiertransaktionsdaten;

4. Zahlungsverkehrsdaten, wie z. B. Angaben zu Zahlungsempfangern und Zahlern sowie Angaben aus Verwendungszwecken;

5. Daten zu Termingeldern und Einlagen, wie z. B. Produktart, Betrag, Sparrate, Zinssatz, Laufzeit;

6. Daten zu Kredit- oder Leasingvertragen, wie z. B. Produktart, Darlehenshéhe bzw. Anfangswert, Zinssatz, Tilgung, Laufzeit, Saldo, geleistete Raten;
7. Daten aus von uns fiir Sie vermittelten Vertragen, wie z. B. Angaben zu Depots, Versicherungen, Bausparvertragen und sonstigen Finanzdienst- und
Versicherungsleistungen;

8. Daten, die wir im Rahmen unseres Beratungs- und Serviceangebots online oder im direkten Gespréch gewonnen haben, wie z. B. Ihre mitgeteilten
Ziele und Winsche, Ihre Risikotoleranz, lhre Produktkenntnisse und -erfahrungen sowie Angaben zu lhren finanziellen Verhéltnissen, wie

z. B. Einnahmen, Ausgaben sowie weitere Vermégenswerte wie Sachwerte, Immobilienvermégen, Beteiligungen einschlieflich den auch bei
Drittanbietern auRerhalb der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken bestehenden Konten, Depots und weiteren
Finanzdienstleistungs-, Versicherungs- und sonstigen Vertragen;

9. Daten, die wir im Rahmen der Kundenbeziehung selbst erstellt haben. Hierzu zéhlen z. B. Angaben aus Beratungsdokumentationen (wie etwa
internen Protokollen, Kundenausdrucken, Geeignetheitserklarungen) oder Informationen, die wir durch eigene Punktebewertungsverfahren

gewinnen (z. B. sogenannte Marketing Scores). Bei bestimmten Produkten, wie z. B. Krediten, beziehen wir auch sogenannte Bonitatsdaten mit

ein;

10. Daten, die wir bei Ihrer Nutzung unseres Online-Angebots (wie z. B. Webseiten, Online-Banking und Apps) verarbeiten. Hierzu zéhlen z. B.
Informationen Gber den von Ihnen gewahlten Zugangsweg/Kommunikationskanal (wie etwa IP-Adresse, Art des Empfangsgerats), Datum und Uhrzeit
der Nutzung, Informationen zu Ihrer Servicehistorie sowie Informationen zu den von Ihnen aufgerufenen Onlineprodukten.

Welche Daten beziehen wir von Dritten oder aus sonstigen uellen

Ferner verarbeiten wir auch Daten, die wir liber Dritte erhoben haben. Dazu gehoren:

1. Daten, die uns zulassigerweise von unseren Finanzpartnern in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken oder unseren
weiteren Kooperationspartnern Gbermittelt worden sind. Dazu kénnen z. B. Informationen zu Ihren dortigen Vertragen, wie Versicherungen,
Bausparvertragen, Depots, aber auch Angaben zu Beratungswiinschen sowie zu Ihren persénlichen und finanziellen Verhaltnissen zahlen.

Eine solche Ubermittlung findet statt, wenn Sie bei einem Produktabschluss in die Dateniibermittlung eingewilligt haben oder aber das von lhnen
gewiinschte oder abgeschlossene Produkt eine solche Ubermittlung erforderlich macht;

2. 6ffentlich zugangliche Daten. Hierzu kdnnen Daten aus der Konsumforschung sowie Daten aus 6ffentlich zuganglichen Verzeichnissen und éffentlich
zuganglichen Eintragen von Online-Diensten (z. B. Twitter) gehéren.

Wie und zu welchem Zweck verarbeiten wir lhre Daten

Wir verarbeiten lhre Daten, um lhnen individualisierte Informationen, Empfehlungen und Angebote zu Produkten und unseren sonstigen Dienstleistungen
(wie beispielsweise Veranstaltungen) zukommen lassen zu kénnen.

Hierzu speichern wir die genannten Daten, werten diese aus und fiihren diese zu Ihrem individuellen Kundenprofil zusammen. Im Rahmen der Auswertung
verwenden wir verschiedene Algorithmen und statistische Verfahren, um zu ermitteln, welche unserer Produkte und Dienstleistungen (z. B.
Veranstaltungen) zu lhnen passen und lhren Interessen entsprechen. Dabei beziehen wir z. B. Daten zur Marktentwicklung mit ein und berticksichtigen
auch, welchen Bedarf an Produkten und Finanzdienstleistungen typischerweise mit lhnen vergleichbare Kundengruppen haben (sogenannte
Peer-Group-Vergleiche).

SchlieRlich nutzen wir Ihre Daten zur Entwicklung neuer Verfahren und Analysemodelle. Soweit mdglich, verarbeiten wir Ihre Daten dabei anonymisiert.

Auf welchem Weg erhalten Sie von uns Werbung

Sie bestimmen, ob und wie Sie Informationen zu unseren Produkten und Dienstleistungen erhalten wollen. Telefonische Informationen, Newsletter,
personliche E-Mails, SMS oder sonstige elektronische Kommunikation erhalten Sie nur, wenn Sie dem in einer separaten Erklarung zugestimmt haben.
Andernfalls informieren wir Sie ausschlieBlich auf dem Postweg iber unser Angebot. Sie kdnnen auch dem jederzeit widersprechen. Naheres

zeigen wir lhnen unter der Rubrik ,Ihr Widerspruchsrecht®.

An wen geben wir Ihre Daten weiter

Wir leiten Ihre Daten nur dann zu Zwecken der Information tiber Produkte und Dienstleistungen (wie z. B. Veranstaltungen) einschlielich der Beratung
und Betreuung an unsere Finanzpartner in der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken oder unsere weiteren
Kooperationspartner weiter, wenn Sie dem in einer separaten Erklarung zugestimmt haben oder im Einzelfall eine gesetzliche Grundlage hierfiir
besteht. Ansonsten erfolgt eine Weitergabe an Dritte nicht.

Das Bankgeheimnis und die Vertraulichkeit Ihrer Daten bleiben stets gewahrt.

Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 Abs. 2 DS-GVO - Was Sie tun kénnen, wenn Sie das nicht mdchten

Sie haben das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke der Direktwerbung
einschlieBlich der Erstellung individueller Informationen, Empfehlungen und Angebote einzulegen; dies gilt auch fir das damit in Verbindung
stehende Profiling. Wir werden |hre personenbezogenen Daten dann nicht mehr fiir diese Zwecke verarbeiten.

Der Widerspruch kann formfrei erfolgen und sollte méglichst gerichtet werden an:

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg, Max-Hempel-Stralte 5, 86153 Augsburg
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Vorvertragliche Informationen

Sparen & Anlegen

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg Kundennummer

Stand: August 2025
Diese Information gilt bis auf Weiteres und steht nur in deutscher Sprache zur Verfiigung.

Sehr geehrte Kundin,
sehr geehrter Kunde,

bevor Sie im Fernabsatz (per Internet, Telefon, E-Mail, Telefax oder Briefverkehr) oder auRerhalb von Geschaftsraumen mit uns Vertrdge abschliellen,
mdchten wir lhnen gemanl den gesetzlichen Bestimmungen einige allgemeine Informationen zur Bank, zur angebotenen Dienstleistung und zum Vertrags-
schluss geben:

Allgemeine Informationen

Name und Anschrift der Bank

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg, Max-Hempel-StraRe 5, 86153 Augsburg
Telefon: 0821 5049-333

Telefax: 0821 5049-1290

E-Mail: info@psd-muenchen.de

Internet: www.psd-muenchen.de

KundenCenter Miinchen

PSD Bank Miinchen eG, KundenCenter Mlinchen, Waisenhausstrale 46, 80637 Miinchen
Telefon: 089 121099-90

Telefax: 089 121099-99

E-Mail: kundencenter-muenchen@psd-muenchen.de

Internet: www.psd-muenchen.de

Servicenummern der Bank
Kartensperre: 116 116 (kostenfrei)
Kosten zusatzlicher Art fallen nicht an.

Gesetzliche Vertretungsberechtigte der Bank (Vorstand)
Thomas Palus
Jens Fischer

Eintragung (der Hauptniederlassung) im Genossenschaftsregister
AugsburgGnR.-Nr. 1633

Umsatzsteueridentifikationsnummer
DE 127504236

Hauptgeschiftstatigkeit der Bank
Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Bankgeschéaften aller Art und von damit zusammenhangenden Geschaften.

Zustidndige Aufsichtsbehorde

Die flr die Zulassung von Kreditinstituten zustandige Aufsichtsbehdrde ist die Europédische Zentralbank, Sonnemannstrale 20, 60314 Frankfurt am Main
(Postanschrift: Europaische Zentralbank, 60640 Frankfurt am Main, Deutschland); die fir den Schutz der kollektiven Verbraucherinteressen zustandige
Aufsichtsbehdrde ist die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer StraRe 108, 53117 Bonn bzw. Marie-Curie-Strale 24-28,
60439 Frankfurt am Main

Hinweis zum Bestehen einer freiwilligen Einlagensicherung

Die Bank ist der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V. angeschlossen.

Dieses institutsbezogene Sicherungssystem hat die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen
Instituten abzuwenden oder zu beheben. Alle Institute, die diesem Sicherungssystem angeschlossen sind, unterstltzen sich gegenseitig, um eine Insolvenz
zu vermeiden.

Vertragssprache
MaRgebliche Sprache fiir dieses Vertragsverhaltnis und die Kommunikation mit dem Kunden wahrend der Laufzeit des Vertrages ist Deutsch.

Rechtsordnung und Gerichtsstand
GemaR Nr. 6 Abs. 1 der »Allgemeinen Geschéaftsbedingungen« der Bank gilt fiir den Vertragsabschluss und die gesamte Geschaftsverbindung zwischen dem
Kunden und der Bank deutsches Recht. Es gibt keine vertragliche Gerichtsstandklausel.

AuBergerichtliche Streitschlichtung und Méglichkeit der Klageerhebung

Beschwerden sind an die PSD Bank Minchen eG, Sitz Augsburg, Max-Hempel-StralRe 5, 86153 Augsburg, zu richten.

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank
besteht daher fir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fur Nichtkunden die Mdglichkeit,
den Ombudsmann fiir die genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Naheres regelt die
»Verfahrensordnung fiir die auRergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe«, die auf
Waunsch zur Verfugung gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der
Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken — BVR, Schellingstrale 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676¢ des Birgerlichen Gesetz-
buchs, Art. 248 des Einflihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes) besteht zudem die Mdglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei
der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht erhaltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer
StralRe 108, 53117 Bonn. Zudem besteht auch die Mdglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in
Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europaische Kommission stellt unter https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur auRergerichtlichen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-
Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html Wissenswertes zu Beschwerden
Uber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Méglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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Informationen zu Sparen & Anlegen

1. Allgemeines zu den nachfolgenden Produkten

Allgemeine Preise und Entgelte

Die Kontofiihrung selbst ist kostenfrei.

Die aktuellen Preise fiir Dienstleistungen der Bank ergeben sich aus dem jeweils glltigen »Preis- und Leistungsverzeichnis« der Bank. Das »Preis- und
Leistungsverzeichnis« kann in den Geschaftsraumen der Bank eingesehen werden. Auf Wunsch wird die Bank dem Kunden dieses zusenden.

Hinweis auf die vom Kunden zu zahlenden Steuern und Kosten

Die Zinsertrage unterliegen der Einkommensteuer. Negativzinsen (Verwahrentgelte) kénnen nicht steuermindernd berlcksichtigt werden. Bei Fragen sollte
sich der Kunde an die fir ihn zustandige Steuerbehdérde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt insbesondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig
ist. Eigene Kosten (z. B. fir Ferngespréche, Porti) hat der Kunde selbst zu tragen.

Leistungsvorbehalt
Grundsatzlich besteht kein Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdriicklich vereinbart.

Sonstige Rechte und Pflichten von Bank und Kunde

Die Bank erwirbt als Sicherheit fiir ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inldndische Geschéftsstelle Besitz
erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Anspriichen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmafRigen
Geschaftsverbindung zustehen oder kinftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, kiinftigen und bedingten Anspriiche, die
der Bank gegen den Kunden zustehen.

Fir den gesamten Geschéftsverkehr gelten die »Allgemeinen Geschéftsbedingungen« der Bank. Daneben gelten die Sonderbedingungen, die Abweichungen
oder Erganzungen zu diesen »Allgemeinen Geschéftsbedingungen« enthalten. Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfugung.
Bei Anderungsvereinbarungen ergeben sich weiterfiihrende Informationen auch aus der urspriinglichen Vertragsurkunde.

Soweit zwischen dem Kunden und der Bank PSD OnlineBanking und/oder PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) und/oder die Nutzung des elektronischen
Postfachs vereinbart wurde(n), gelten darliber hinaus die zugehdrigen »Sonderbedingungen fiir das PSD OnlineBanking«, die »Sonderbedingungen fiir PSD
ServiceDirekt (TelefonBanking)« und die »Sonderbedingungen fir die Nutzung des elektronischen Postfachs«.

2. Informationen zum PSD TagesGeldOnline / PSD TagesGeldPlus

Wesentliche Leistungsmerkmale

Bei dem Produkt handelt es sich um ein Sichteinlagenkonto mit betragsabhangiger Staffelverzinsung und téglicher Verfiigungsmdglichkeit, welches nicht zu
Zahlungsverkehrszwecken verwendet werden kann. Einzahlungen sind jederzeit und in beliebiger Hohe mdglich. Die vereinbarte Verzinsung ist veranderlich
und wird den veranderten Marktverhaltnissen angepasst.

Zu den Leistungsbedingungen im Einzelnen vergleiche die »Sonderbedingungen PSD TagesGeld«.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages
Die Zinsen werden dem PSD TagesGeldOnline / PSD TagesGeldPlus zum Jahresende gutgeschrieben oder im Falle negativer Zinsen belastet. Das
Guthaben ist taglich verfligbar. PSD TagesGeldOnline / PSD TagesGeldPlus ist jederzeit kiindbar. Es besteht keine Mindestlaufzeit.

3. Informationen zum PSD SparDirekt

Wesentliche Leistungsmerkmale

Bei dem Produkt handelt es sich um eine Spareinlage mit dreimonatiger Kiindigungsfrist und einer betragsabhangigen Staffelverzinsung. Einzahlungen sind
jederzeit und in beliebiger Hohe mdglich. Die Grundverzinsung ist veranderlich und wird den veranderten Marktverhaltnissen angepasst. Verfligungen sind
nach MaRgabe der »Sonderbedingungen fiir den Sparverkehr« moglich.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages
GemaR Nr. 3 Abs. 3 und Nr. 5 der »Sonderbedingungen fiir den Sparverkehr« werden die Zinsen am Jahresende gutgeschrieben. Nach Einzahlung des
Guthabens besteht eine Mindestlaufzeit von drei Monaten.

4. Informationen zum PSD WachstumsSparen

Wesentliche Leistungsmerkmale

Bei dem Produkt handelt es sich um eine Spareinlage mit dreimonatiger Kiindigungsfrist, bei der eine laufzeitabhangige Staffelverzinsung fest bei Vertrags-
abschluss vereinbart wird. Der Anlagebetrag wird zu Vertragsbeginn vereinbart und eingezahlt. Zuzahlungen wahrend der Laufzeit sind nicht mdglich.
Verfligungen sind erst nach Ablauf der Kiindigungssperrfrist von neun Monaten nach MaRgabe der »Sonderbedingungen fiir das PSD WachstumsSparen«
moglich. Verfligungen haben keine Auswirkungen auf die Zinsvereinbarung, solange das vertraglich vereinbarte Mindestguthaben von 1.500,00 € nicht unter-
schritten wird.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages
Die Zinsgutschrift erfolgt am Ende eines jeden Kalenderjahres. Nach Ablauf der Kiindigungssperrfrist betragt die Kiindigungsfrist drei Monate. Die Laufzeit
des Vertrages betragt 4 Jahre.

5. Allgemeines zu den nachfolgenden Produkten

Kontofiihrung

Die Bank erfilllt ihre Verpflichtungen aus dem Termineinlagenvertrag durch Einrichtung eines Kontos und erteilt (iber Gutschriften und Belastungen Konto-
auszuge. In den Kontoausziigen sind Einzahlungen, Auszahlungen, alle Ubrigen Gutschriften und Belastungen sowie der jeweilige Kontostand vermerkt.
MaRgeblich ist der jeweils letzte Kontoauszug.

Allgemeine Preise und Entgelte

Die Kontofiihrung selbst ist kostenfrei.

Die aktuellen Preise fiir Dienstleistungen der Bank ergeben sich aus dem jeweils giiltigen »Preis- und Leistungsverzeichnis« der Bank. Das »Preis- und
Leistungsverzeichnis« kann in den Geschaftsraumen der Bank eingesehen werden. Auf Wunsch wird die Bank dem Kunden dieses zusenden.

Hinweis auf die vom Kunden zu zahlenden Steuern und Kosten

Die Zinsertrage unterliegen der Einkommensteuer. Negativzinsen (Verwahrentgelte) kdnnen nicht steuermindernd berlicksichtigt werden. Bei Fragen sollte
sich der Kunde an die fiir ihn zusténdige Steuerbehdrde oder seinen steuerlichen Berater wenden. Dies gilt insbesondere, wenn er im Ausland steuerpflichtig
ist. Eigene Kosten (z. B. fir Ferngesprache, Porti) hat der Kunde selbst zu tragen.

Leistungsvorbehalt
Grundsatzlich besteht kein Leistungsvorbehalt, es sei denn, dieser ist ausdriicklich vereinbart.

Sonstige Rechte und Pflichten von Bank und Kunde

Die Bank erwirbt als Sicherheit fir ihre Forderungen ein Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen, an denen eine inldndische Geschéftsstelle Besitz
erlangt oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an den Anspriichen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmaRigen
Geschaftsverbindung zustehen oder kinftig zustehen werden. Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, kiinftigen und bedingten Anspruiche, die
der Bank gegen den Kunden zustehen.
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Fir den gesamten Geschaftsverkehr gelten die »Allgemeinen Geschéaftsbedingungen« der Bank. Daneben gelten die Sonderbedingungen, die Abweichungen
oder Erganzungen zu diesen »Allgemeinen Geschéftsbedingungen« enthalten. Die genannten Bedingungen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfugung.
Bei Anderungsvereinbarungen ergeben sich weiterfiihrende Informationen auch aus der urspriinglichen Vertragsurkunde.

Soweit zwischen dem Kunden und der Bank PSD OnlineBanking und/oder PSD ServiceDirekt (TelefonBanking) und/oder die Nutzung des elektronischen
Postfachs vereinbart wurde(n), gelten darlber hinaus die zugehdrigen »Sonderbedingungen fiir das PSD OnlineBanking«, die »Sonderbedingungen fiir PSD
ServiceDirekt (TelefonBanking)« und die »Sonderbedingungen fir die Nutzung des elektronischen Postfachs«.

6. Informationen zum PSD TerminGeld

Wesentliche Leistungsmerkmale
Bei dem Produkt handelt es sich um ein Termineinlagenkonto, bei dem ein fester Zinssatz fiir die vereinbarte Laufzeit gewéahrt wird. Der Anlagebetrag wird zu
Vertragsbeginn vereinbart und eingezahlt. Verfiigungen und Zuzahlungen sind wahrend des laufenden Anlagezeitraumes ausgeschlossen.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages

Die Zinsgutschrift, im Falle negativer Zinsen deren Belastung, erfolgt am Ende des Anlagezeitraumes. Der Vertrag ist nicht kiindbar, sondern endet mit der
vereinbarten Laufzeit. Bei Anlagezeitrdumen bis zu einem Jahr wird die Anlage jedoch zu dem dann geltenden Zinssatz um den gleichen Anlagezeitraum
verlangert, sofern vorher keine andere Weisung des Kunden erteilt wurde.

7. Informationen zum PSD TagesGeld45 / PSD TagesGeld90

Wesentliche Leistungsmerkmale
Bei dem Produkt handelt es sich um ein Termineinlagenkonto mit einer vereinbarten Kiindigungsfrist. Zuzahlungen sind wahrend des laufenden Anlagezeit-
raumes, Auszahlungen erst nach Kiindigung und Ablauf der vereinbarten Kiindigungsfrist moglich.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages
Die Zinsen werden zum vereinbarten Termin dem PSD TagesGeld45 / PSD TagesGeld90-Konto gutgeschrieben (Zinsprolongation). Verfiigungen sind nur
unbar nach Kiindigung und Ablauf der Kiindigungsfrist mdéglich.

8. Informationen zum PSD SparBrief

Wesentliche Leistungsmerkmale

Bei dem Produkt handelt es sich um ein Termineinlagenkonto. Verfigungen und Zuzahlungen sind wéahrend des laufenden Anlagezeitraumes
ausgeschlossen. Am Ende der Laufzeit wird der Nennwert zuriickgezahlt. Beim Sparbrief mit Zinsauszahlung werden die fest vereinbarten Zinsen jahrlich zum
31.12. sowie am Ende der Laufzeit auf das vom Kunden angegebene Konto umgebucht. Beim Sparbrief mit Zinskapitalisierung werden die fest vereinbarten
Zinsen jahrlich zum 31.12. sowie am Ende der Laufzeit dem Sparbriefkonto gutgeschrieben.

Zahlungen und Erfiillung des Vertrages

Der Anlagebetrag wird zu Vertragsbeginn eingezahlt. Beim Sparbrief mit Zinsauszahlung werden die Zinsen jahrlich zum 31.12. sowie zum Ende der Laufzeit
auf das vom Kunden angegebene Konto gutgeschrieben. Beim Sparbrief mit Zinskapitalisierung werden die Zinsen jahrlich zum 31.12. sowie zum Ende der
Laufzeit dem Sparbriefkonto gutgeschrieben. Die Mindestlaufzeit des Vertrages betréagt 2 Jahre. Der Vertrag ist nicht kiindbar, sondern endet mit der
vereinbarten Laufzeit.

Informationen zu den Besonderheiten des Vertrages

Information zum Zustandekommen des Vertrages

Der Kunde gibt gegentiber der Bank ein ihn bindendes Angebot liber einen von der Bank angebotenen Kommunikationsweg (z. B. Gber Telefon, Internet) ab,
das die Bank annimmt. Ist fir den Vertragsschluss die Schriftform vorgesehen, gibt der Kunde ein ihn bindendes Angebot ab, indem ein von ihm unter-
zeichnetes Exemplar der Bank zugeht und diese das Angebot annimmt. Durch die im Nachgang vorgenommene Ubersendung der Vertragsunterlagen wird
der abgeschlossene Vertrag lediglich bestatigt.
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Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1

Widerrufsrecht

Sie kénnen Ihre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Griinden mittels einer eindeutigen Erklarung widerrufen. Die Frist beginnt
nach Abschluss des Vertrags und nachdem Sie die Vertragsbestimmungen einschlieRlich der Aligemeinen Geschaftsbedingungen sowie alle nachstehend
unter Abschnitt 2 aufgefiihrten Informationen auf einem dauerhaften Datentrager (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) erhalten haben. Zur Wahrung der
Widerrufsfrist geniigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs, wenn die Erklarung auf einem dauerhaften Datentréager erfolgt. Der Widerruf ist zu
richten an:

PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg
Max-Hempel-StraBe 5, 86153 Augsburg
Telefon: +498215049333

Telefax: +4982150491290

E-Mail: info@psd-muenchen.de
Internet: www.psd-muenchen.de

Abschnitt 2

Fiir den Beginn der Widerrufsfrist erforderliche Informationen

Die Informationen im Sinne des Abschnitts 1 Satz 2 umfassen folgende Angaben:

1. die Identitat des Unternehmers; anzugeben ist auch das &ffentliche Unternehmensregister, bei dem der Rechtstrager eingetragen ist, und die zugehdrige
Registernummer oder gleichwertige Kennung;

2. die Hauptgeschaftstatigkeit des Unternehmers und die fiir seine Zulassung zustandige Aufsichtsbehérde;

3. die ladungsfahige Anschrift des Unternehmers und jede andere Anschrift, die fiir die Geschéftsbeziehung zwischen dem Unternehmer und dem
Verbraucher maRgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder Personengruppen auch den Namen des Vertretungsberechtigten;

4. die wesentlichen Merkmale der Finanzdienstleistung sowie Informationen darliber, wie der Vertrag zustande kommt;

5. den Gesamtpreis der Finanzdienstleistung einschlieRlich aller damit verbundenen Preisbestandteile sowie alle (iber den Unternehmer abgefiihrten

Steuern oder, wenn kein genauer Preis angegeben werden kann, seine Berechnungsgrundlage, die dem Verbraucher eine Uberpriifung des Preises

ermdglicht;

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfillung;

das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausiibung, insbesondere Name und Anschrift

desjenigen, gegeniiber dem der Widerruf zu erklaren ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschlief3lich Informationen Gber den Betrag, den der

Verbraucher im Fall des Widerrufs fiir die erbrachte Leistung zu zahlen hat, sofern er zur Zahlung von Wertersatz verpflichtet ist (zugrundeliegende

Vorschrift: § 357b des Burgerlichen Gesetzbuchs);

8. die Mitgliedstaaten der Europaischen Union, deren Recht der Unternehmer der Aufnahme von Beziehungen zum Verbraucher vor Abschluss des Vertrags
zugrunde legt;

9. die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in dieser Widerrufsbelehrung genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie die
Sprachen, in denen sich der Unternehmer verpflichtet, mit Zustimmung des Verbrauchers die Kommunikation wahrend der Laufzeit dieses Vertrags zu
fuhren;

10. den Hinweis, ob der Verbraucher ein aufergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren, dem der Unternehmer unterworfen ist, nutzen kann,
und gegebenenfalls dessen Zugangsvoraussetzungen.

No

Abschnitt 3

Widerrufsfolgen
Im Fall eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits empfangenen Leistungen zuriickzugewahren. Sie sind zur Zahlung von Wertersatz fiir die bis
zum Widerruf erbrachte Dienstleistung verpflichtet, wenn Sie vor Abgabe Ihrer Vertragserklarung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurden und ausdricklich
zugestimmt haben, dass vor dem Ende der Widerrufsfrist mit der Ausfiihrung der Gegenleistung begonnen werden kann. Besteht eine Verpflichtung zur
Zahlung von Wertersatz, kann dies dazu fihren, dass Sie die vertraglichen Zahlungsverpflichtungen fiir den Zeitraum bis zum Widerruf dennoch erfiillen
mussen. lhr Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf lhren ausdriicklichen Wunsch vollistandig erfiillt ist, bevor Sie
Ihr Widerrufsrecht ausgelibt haben. Verpflichtungen zur Erstattung von Zahlungen miissen innerhalb von 30 Tagen erfiillt werden. Diese Frist beginnt
fir Sie mit der Absendung Ihrer Widerrufserklarung, fur uns mit deren Empfang.

Ende der Widerrufsbelehrung

Giiltigkeitsdauer dieser Information
Die Informationen (Stand: August 2025) sind bis auf weiteres gultig.

Mit freundlichen GriiRen
Ihre PSD Bank Miinchen eG, Sitz Augsburg
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Sonderbedingungen fiir das Online-Banking

Stand: September 2019

1 Leistungsangebot

(1) DerKunde und dessen Bevollmichtigte kénnen Bankgeschafte mit-
tels Online-Banking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwi-
ckeln. Zudem kdnnen sie Informationen der Bank mittels Online-Banking
abrufen.

Des Weiteren sind sie gemaB § 675f Abs. 3 BGB berechtigt, Zahlungsaus-
losedienste und Kontoinformationsdienste gemaf3 § 1 Abs. 33 und 34
Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Dariiber hinaus kénnen
sie von ihnen ausgewihlte sonstige Drittdienste nutzen.

(2) Kunde und Bevollmichtigte werden einheitlich als ,Teilnehmer”,
Konto und Depot einheitlich als ,,Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist
ausdriicklich anders bestimmt.

(3)  Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Bank gesondert
vereinbarten Verfligungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der Teil-
nehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des Online-Banking

(1) DerTeilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Bank ihn
authentifiziert hat.

(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Ver-
fahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identitat des Teilnehmers oder die
berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstrumentes, ein-
schlieBlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals
des Teilnehmers Uberpriifen kann. Mit den hierfiir vereinbarten Authenti-
fizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegeniiber der Bank als
berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe
Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Auftrige erteilen (siehe Nummer 4
dieser Bedingungen).

(3) Authentifizierungselemente sind

- Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weif3 (z. B. per-
sénliche Identifikationsnummer [PIN] oder der Nutzungscode fiir die
elektronische Signatur) und

- Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerit
zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transak-
tionsnummern [TAN]), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie
die girocard mit TAN-Generator oder das mobile Endgerat, sowie

- Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inh#renz, z. B. Fin-
gerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer
geman der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des
Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank
Ubermittelt.

3 Zugang zum Online-Banking

(1) Der Teilnehmer erhilt Zugang zum Online-Banking der Bank, wenn

- er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmel-
dename) angibt und

- er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten
Authentifizierungselemente(s) ausweist und

- keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser Bedingun-
gen) vorliegt.

Nach Gewahrung des Zugangs zum Online-Banking kann auf Informatio-

nen zugegriffen oder kdnnen nach Nummer 4 dieser Bedingungen Auf-

trage erteilt werden.

(2)  Firden Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Abs. 26
Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Anderung der Anschrift des Kunden) for-
dert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren
Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang zum On-
line-Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde. Der
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Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind fiir den vom Teil~
nehmer genutzten Zahlungsausldsedienst und Kontoinformationsdienst
keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Abs. 26 Satz 2 ZAG).

L  Auftrage
4.1 Auftragserteilung

Der Teilnehmer muss einem Auftrag (z. B. Uberweisung) zu dessen Wirk-
samkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authen-
tifizierungselemente (z. B. Eingabe einer TAN oder elektronische Signatur
als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der Bank
nichts anderes vereinbart wurde. Die Bank bestatigt mittels Online-Ban-
king den Eingang des Auftrags.

4.2 Widerruf von Auftrigen

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den fiir die jeweilige
Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr). Der Widerruf von Auftragen kann nur auBerhalb
des Online-Banking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerruf-
moglichkeit im Online-Banking ausdriicklich vor.

5 Bearbeitung von Auftrigen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der Auftriage erfolgt an den fiir die Abwicklung der
jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) auf der Online-Banking-Seite
der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” bekannt gegebenen
Geschaftstagen im Rahmen des ordnungsgemafen Arbeitslaufs. Geht der
Auftrag nach dem auf der Online-Banking-Seite der Bank oderim ,Preis-
und Leistungsverzeichnis” angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein
oder fallt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschiftstag ge-
méB Online-Banking-Seite der Bank oder ,Preis- und Leistungsverzeich-
nis” der Bank, so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschaftstag
zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschaftstag.

(2) Die Bank wird den Auftrag ausfiihren, wenn folgende Ausfiihrungs-

bedingungen vorliegen:

- DerTeilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1 dieser Be-
dingungen).

Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B.
Wertpapierorder) liegt vor.

Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten.

Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfligungslimit ist nicht
tiberschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).

- Die weiteren Ausfiihrungsbedingungen nach den fiir die jeweilige Auf-
tragsart maB3geblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kon-
todeckung gemaB den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsver-
kehr) liegen vor.

Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Satz 1 vor, fiihrt die Bank die

Auftrage nach Ma3gabe der Bestimmungen der fiir die jeweilige Auftrags-

art geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberwei-

sungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapiergeschift) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor,
wird die Bank den Auftrag nicht ausfiihren und dem Teilnehmer eine In-
formation uber die Nichtausfiihrung und - soweit méglich — tiber deren
Griinde und die Mdglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung ge-
fiihrt haben, berichtigt werden kdnnen, mittels Online-Banking zur Ver-
fligung stellen.

6 Information des Kunden iiber Online-Banking-Ver-
fligungen
Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich tiber die

mittels Online-Banking getatigten Verfiigungen auf dem fiir Kontoinfor-
mationen vereinbarten Weg.
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7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1 Schutz der Authentifizierungselemente

(1) DerTeilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um sei-
ne Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor
unbefugtem Zugriff zu schiitzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das
Online-Banking missbrauchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht
autorisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).

(2)  Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teil-

nehmer vor allem Folgendes zu beachten:

(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie diirfen

insbesondere

+ nicht miindlich (z. B. telefonisch oder persénlich) mitgeteilt werden,

- nicht auBerhalb des Online-Banking in Textform (z. B. per E-Mail, Mes-
senger-Dienst) weitergegeben werden,

- nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN
im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerat) werden und

- nicht auf einem Gerat notiert oder als Abschrift zusammen mit einem
Gerit aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit
TAN-Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte) oder zur Priifung des
Seinselements (z. B. mobiles Endgerit mit Anwendung fiir das Online-
Banking und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein

mobiles Endgerat, sind vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere

- sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem
unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,

- ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile End-
gerit des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kdnnen,

- ist dafiir Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen
Endgerit (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung fiir das Online-
Banking (z. B. Online-Banking-App, Authentifizierungs-App) nicht nut-
zen kénnen,

- ist die Anwendung fiir das Online-Banking (z. B. Online-Banking-App,
Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerit des Teilnehmers zu
deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen End-
gerat aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),

- dirfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht auBerhalb
des Online-Banking miindlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B.
per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und

- muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des
Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung fiir das Online-Ban-
king) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Perso-
nen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Per-
sonen ihr Gerat als Besitzelement fiir das Online-Banking des
Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, diirfen auf

einem mobilen Endgerat des Teilnehmers fiir das Online-Banking nur

dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem
mobilen Endgerat keine Seinselemente anderer Personen gespeichert
sind. Sind auf dem mobilen Endgerat, das fiir das Online-Banking genutzt
wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist fiir das Online-

Banking das von der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nut-

zen und nicht das auf dem mobilen Endgerat gespeicherte Seinselement.

(3) Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerit, mit dem die
TAN empfangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig fiir das On-
line-Banking genutzt werden.

(4) Die fiir das mobile-TAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu
loschen oder zu dndern, wenn der Teilnehmer diese Telefonnummer fiir
das Online-Banking nicht mehr nutzt.

(5) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absitzen 1 bis 4 darf der
Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegeniiber einem von ihm
ausgewshlten Zahlungsauslosedienst und Kontoinformationsdienst so-
wie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1
Sitze 3 und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilneh-
mer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwahlen.

7.2 Sicherheitshinweise der Bank

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Banking-
Seite der Bank, insbesondere die MaBBnahmen zum Schutz der eingesetz-
ten Hard- und Software (Kundensystem), beachten.
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7.3 Priifung der Auftragsdaten mit von der Bank an-
gezeigten Daten

Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten
(z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfingers, Wertpapierkenn-
nummer) iiber das gesondert vereinbarte Gerit des Teilnehmers an (z. B.
mittels mobilem Endgerit, Chipkartenlesegerit mit Display). Der Teilneh-
mer ist verpflichtet, vor der Bestitigung die Ubereinstimmung der ange-
zeigten Daten mit den fiir den Auftrag vorgesehenen Daten zu priifen. Bei
Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.

8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

- den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizie-
rung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerét, Signaturkar-
te) oder

- die missbrauchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte
Nutzung eines Authentifizierungselements

fest, muss der Teilnehmer die Bank hierliber unverziglich unterrichten

(Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit

auch Uiber die gesondert mitgeteilten Kommunikationskanale abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authen-
tifizierungselements unverziiglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder be-
trigerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss
er ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung iiber nicht autorisierte oder fehlerhaft
ausgefiihrte Auftriage

Der Kunde hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht au-
torisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hierliber zu unterrich-
ten.

9 Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall
der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,

- den Online-Banking-Zugang fiir ihn oder alle Teilnehmer oder

+ seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-Banking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den Online-Banking-Zugang fiir einen Teilnehmer

sperren, wenn

+ sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund
zu kuindigen,

+ sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authenti-
fizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder

+ der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betriigerischen Ver-
wendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfiir maBgeblichen

Griinde mdoglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der Sperre

auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Griinden darf

unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtun-

gen verstof3en wiirde.

9.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizie-
rungselemente austauschen, wenn die Griinde fiir die Sperre nicht mehr
gegeben sind. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziiglich.

9.4 Automatische Sperre eines Chip-basierten Besitz-
elements
(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der

Nutzungscode fiir die elektronische Signatur dreimalin Folge falsch ein-
gegeben wird.
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(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe
eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser
dreimal in Folge falsch eingegeben wird.

(3) Dieinden Absitzen 1 und 2 genannten Besitzelemente kénnen dann
nicht mehr fiir das Online-Banking genutzt werden. Der Teilnehmer kann
sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmdoglichkeiten
des Online-Banking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre fiir Zahlungsauslésedienst und
Kontoinformationsdienst

Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslése-
dienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verwei-
gern, wenn objektive und gebiihrend nachgewiesene Griinde im Zusam-
menhang mit einem nicht autorisierten oder betriigerischen Zugang des
Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslésedienstleisters
zum Zahlungskonto, einschlie3lich der nicht autorisierten oder betriige-
rischen Ausldsung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank
wird den Kunden uber eine solche Zugangsverweigerung auf dem ver-
einbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt méglichst vor, spa-
testens jedoch unverziiglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die An-
gabe von Griinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen
gesetzliche Verpflichtungen verstoBBen wiirde. Sobald die Griinde fuir die
Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zu-
gangssperre auf. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziglich.

10 Haftung

10.1 Haftung der Bank bei Ausfithrung eines nicht
autorisierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft
oder verspiatet ausgefiihrten Auftrags

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem
nicht, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten Auftrag richtet sich nach
den fiir die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B.
Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wert-
papiergeschift).

10.2 Haftung des Kunden bei missbrauchlicher Nutzung
seiner Authentifizierungselemente

10.2.1 Haftung des Kunden fiir nicht autorisierte Zah-
lungsvorginge vor der Sperranzeige

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorginge vor der Sperranzeige
auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst ab-
handengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen
missbrauchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet
der Kunde fiir den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem
Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein
Verschulden trifft.

(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 ver-

pflichtet, wenn

-+ es ihm nicht moglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Ab-
handenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwendung des
Authentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvor-
gang zu bemerken oder

- der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten,
einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters
oder eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten des Zahlungsdienstleis-
ters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gangen und hat der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt oder
seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsatz-
lich oder grob fahrlassig verletzt, tragt der Kunde abweichend von den
Absatzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem
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Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorlie-
gen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach

Nummer 7.1 Absatz 2,

Nummer 7.1 Absatz 4,

Nummer 7.3 oder

Nummer 8.1 Absatz 1
dieser Bedingungen verletzt hat.

(4)  Abweichend von den Absitzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Scha-
densersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun-
denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine
starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung
von zwei voneinander unabhangigen Authentifizierungselementen aus
den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (sieche Nummer 2 Absatz 3 dieser
Bedingungen).

(5) Die Haftung fiir Schiden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den das
Verfiigungslimit gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf das
vereinbarte Verfligungslimit.

(6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absitzen 1
und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Num-
mer 8.1 dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht
die Moglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hat-
te.

(7) Die Absitze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teil-
nehmer in betriigerischer Absicht gehandelt hat.

(8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt ergdnzend Folgendes:

- Der Kunde haftet fiir Schaden aufgrund von nicht autorisierten Zah-
lungsvorgangen uber die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatzen 1
und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrléssig oder vorsatzlich gegen
seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen ver-
stoB3en hat.

Die Haftungsbeschrankung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet kei-
ne Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Ver-
fligungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B.
Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfiigungen auBerhalb von Zahlungsdiens-
ten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung
eines verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements
oder auf der sonstigen missbrauchlichen Nutzung des Authentifizierungs-
elements und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der
Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsé&tzen des Mitverschul-
dens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, tiber-
nimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-Banking-Verfiigun-
gen entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in be-
triigerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch be-
griindenden Umstande auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der ge-
botenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kénnen.

11 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Be-
schwerdeméglichkeit
Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilneh-

mer an die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen fiir die Nutzung des elektronischen Postfachs

Fassung: Juni 2021

1 Bereitstellung und Nutzung eines elektronischen
Postfachs

Die Bank stellt dem Kunden auf seinen Wunsch ein elektronisches Post-
fach zur Verfligung. Die Nutzung des elektronischen Postfachs setzt die
Teilnahme des Kunden am Online-Banking-Angebot der Bank voraus. Der
Kunde kann das Postfach im bereitgestellten Funktionsumfang nutzen.

Bevollmachtigten ist die Nutzung des elektronischen Postfachs in glei-
cher Weise wie dem Kontoinhaber bzw. den Kontoinhabern gestattet.

2 Umfang der Postfachkommunikation

Bei Nutzung des elektronischen Postfachs Gibermittelt die Bank auf die-
sem Weg fir die festgelegten Konten, Depots und sonstigen Vertragsbe-
ziehungen grundsatzlich alle Mitteilungen und Informationen. Dies um-
fasst beispielsweise

+ Konto- und Depotausziige,

- Rechnungsabschlisse,

- Kreditkartenabrechnungen,

- Angebote zur Anderung der Allgemeinen Geschiftsbedingungen, Son-
derbedingungen oder Entgelten.

Die Ubermittlung der Mitteilungen und Informationen erfolgt unter an-
derem durch Einstellung von Dateien im PDF-Format in das elektronische
Postfach des Kunden. Die Bank bleibt dazu berechtigt, dem Kunden Do-
kumente nicht durch Einstellung einer Datei in das elektronische Post-
fach, sondern per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Berticksichtigung
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des Kundeninteresses fiir zweckmaBig halt oder es aus rechtlichen Griin-
den erforderlich ist.

Kunden, die handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungspflichten
unterliegen, sollten sich bei einem Angehdrigen der steuerberatenden
Berufe informieren, was im Fall des Bezugs von elektronischen Dokumen-
ten (z. B. Kontoausziigen) zur Erfiillung dieser Pflichten zu beachten ist.

3 Beendigung der Nutzung des elektronischen Postfachs

Der Kunde kann die Nutzung des elektronischen Postfachs jederzeit in
Textform ohne Einhaltung einer Frist kiindigen.

Die Bank kann die Nutzung des Postfachs jederzeit mit einer Frist von zwei
Monaten kiindigen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor, der sie
zu einer auBerordentlichen Kiindigung berechtigen wiirde. Ein wichtiger
Grund liegt insbesondere dann vor, wenn es der Bank auch unter ange-
messener Berlicksichtigung der Belange des Kunden unzumutbar er-
scheint, den elektronischen Postfach-Dienst fortzusetzen.

Hat der Kunde mittels seiner girocard (Debitkarte) Zugang zum Kontoaus-
zugdrucker, werden ihm ab dem Wirksamwerden der Kiindigung grund-
satzlich alle Mitteilungen und Informationen der Bank am Kontoauszug-
drucker zur Verfugung gestellt. Andernfalls werden sie ihm per Post
zugestellt. Die Bank bleibt in jedem Fall dazu berechtigt, dem Kunden
Dokumente per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Berlicksichtigung
des Kundeninteresses fiir zweckmaBig halt oder es aus rechtlichen Griin-
den erforderlich ist.

Seitelvon 1



Sonderbedingungen fir

PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

PSD Bank Minchen eG, Sitz Augsburg

1.  Leistungsangebot

(1) Konto-/Depotinhaber und Bevollmachtigte werden im Folgenden
einheitlich als ,Teilnehmer‘ bezeichnet. Konto und Depot werden im
Folgenden einheitlich als ,Konto" bezeichnet.

(2) Der Teilnehmer kann Bankgeschafte im Rahmen von PSD ServiceDirekt
mittels Telefon in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.
Zudem kann er Informationen der Bank mittels PSD ServiceDirekt abrufen.
Die im PSD ServiceDirekt erteilten Wertpapierauftrage werden ohne
Beratung durchgefiihrt.

Die Berechtigung zur Erteilung von Wertpapierauftragen mittels PSD
ServiceDirekt bedarf einer separaten Rahmenvereinbarung.

(3) Zur Nutzung von PSD ServiceDirekt gelten die mit der Bank gesondert
vereinbarten Verfliigungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der
Teilnehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2.  Voraussetzungen zur Nutzung von PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer benétigt fiir die Abwicklung von Bankgeschaften mittels PSD
ServiceDirekt die mit der Bank vereinbarte personliche Identifikations-
nummer (PIN), um sich gegeniiber der Bank als berechtigter Teilnehmer
auszuweisen und Auftrdge zu autorisieren (vgl. Nummer 4.1).

3.  Zugang zum PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer erhalt Zugang zum PSD ServiceDirekt mittels Telefon, wenn

= der Teilnehmer die Kunden-/Kontonummer oder seine individuelle
Kundenkennung (PSD Key oder Alias) nennt und seine PIN (ber die
Tastatur des Telefons eingegeben hat,

= die Prifung dieser Daten bei der Bank eine Zugangsberechtigung des
Teilnehmers ergeben hat und

= keine Sperre des Zugangs (vgl. Nummer 7) vorliegt.

Nach Gewahrung des Zugangs zum PSD ServiceDirekt kann der

Teilnehmer Informationen abrufen oder Auftrage erteilen.

Die Bank darf sich zur Durchfiihrung von PSD ServiceDirekt-Geschaften

eines Erflllungsgehilfen bedienen, der die technische Abwicklung fir die

Bank durch eine zentrale Auftragsannahme vornimmt. Dieser Erfiillungs-

gehilfe ist berechtigt, im Rahmen der Abwicklung der Auftrage Einsicht in

Kundenkonten zu nehmen.

4.  PSD ServiceDirekt-Auftriage

4.1 Auftragserteilung und Autorisierung

Der Teilnehmer muss PSD ServiceDirekt-Auftrage (z. B. Uberweisungen) zu
deren Wirksamkeit mit der vereinbarten PIN autorisieren und der Bank
mittels Telefon Gbermitteln. Der Auftrag wird am Telefon bestéatigt.

4.2 Widerruf von PSD ServiceDirekt-Auftragen

Die Widerrufbarkeit eines PSD ServiceDirekt-Auftrags richtet sich nach den
fur die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Sonder-
bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr).

5.  Bearbeitung von PSD ServiceDirekt-Auftragen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der PSD ServiceDirekt-Auftrage erfolgt an den fir die
Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis® bekannt gegebenen Geschaftstagen im Rahmen des
ordnungsgemafRen Arbeitslaufes. Geht der Auftrag nach dem im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis* bestimmten Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fallt der
Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschaftstag gemaR ,Preis- und
Leistungsverzeichnis* der Bank, so gilt der Auftrag als am darauffolgenden
Geschaftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Tag.

(2) Der Auftrag wird ausgefiihrt, wenn folgende Ausfiihrungsbedingungen

vorliegen:

= Der Teilnehmer hat sich mit seiner PIN legitimiert.

= Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B.
Wertpapierorder) liegt vor.

= Das gesondert vereinbarte PSD ServiceDirekt-Verfigungslimit ist nicht
(berschritten.

= Die Ausflihrungsvoraussetzungen nach den fiir die jeweilige Auftragsart
mafigeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Kontodeckung
gemaR den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr) liegen
vor.

Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 vor, fiihrt die

Bank die PSD ServiceDirekt-Auftrage nach MaRgabe der Bestimmungen der

fur die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Sonder-

bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Sonderbedingungen fiir Wert-

papiergeschéfte) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird
die Bank den PSD ServiceDirekt-Auftrag nicht ausfiihren und dem
Teilnehmer Uber die Nichtausfiihrung und — soweit mdglich — Gber deren
Griinde und die Mdglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung gefiihrt
haben, berichtigt werden kénnen, eine Information zur Verfligung stellen.
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Sonderbedingungen fiir PSD ServiceDirekt (TelefonBanking)

Stand: Februar 2017

6.  Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

6.1 Technische Verbindung zum PSD ServiceDirekt

Der Teilnehmer ist verpflichtet, die Verbindung zum PSD ServiceDirekt nur
Uber die von der Bank gesondert mitgeteilten TelefonBanking-Telefon-
nummern herzustellen.

6.2 Geheimhaltung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals

(1) Der Teilnehmer hat dafir Sorge zu tragen, dass keine andere Person
Kenntnis von der PIN erlangt. Denn jede andere Person, die im Besitz der
PIN ist, hat die Mdglichkeit, den PSD ServiceDirekt missbrauchlich zu
nutzen.

(2) Insbesondere ist Folgendes zum Schutz der PIN zu beachten:

= Die Weitergabe der PIN an andere Personen ist nicht zulassig.

= Die im Telefonspeicher gespeicherte PIN ist zu I6schen oder zu Uber-
schreiben, damit nachfolgende Nutzer des Gerats nicht diese ausspahen
kénnen.

= Die PIN darf nicht elektronisch gespeichert werden (z. B. im Kunden-
system).

= Bei Eingabe bzw. Ubermittiung der PIN ist sicherzustellen, dass andere
Personen diese nicht ausspahen bzw. mithéren kénnen.

= Die PIN darf nicht auRerhalb des PSD ServiceDirekt-Verfahrens weiter-
gegeben werden, also beispielsweise nicht per E-Mail.

6.3 Anderung der PIN

Der Teilnehmer ist verpflichtet, bei erstmaliger Nutzung seine PIN zu
andern. Daruber hinaus ist der Teilnehmer jederzeit berechtigt, seine PIN zu
andern.

6.4 Kontrolle der Auftragsdaten mit von der Bank mitgeteilten Daten
Soweit die Bank dem Teilnehmer Daten aus seinem PSD ServiceDirekt-
Auftrag (z. B. Betrag, IBAN des Zahlungsempfangers, Wertpapierkenn-
nummer) telefonisch wiederholt, ist der Teilnehmer verpflichtet, vor der
Bestatigung die Ubereinstimmung der mitgeteilten Daten mit den fiir die
Transaktion vorgesehenen Daten zu prufen.

7.  Anzeige- und Unterrichtungspflichten

7.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

= den Verlust oder Diebstahl der PIN,

= die missbrauchliche Verwendung oder

= die sonstige nicht autorisierte Nutzung seiner PIN

fest oder hat er den Verdacht, dass eine andere Person von seiner PIN
Kenntnis erhalten hat, ist der Teilnehmer verpflichtet, die Bank hierliber
unverziglich zu unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann der Bank
eine Sperranzeige jederzeit auch Uber die gesondert mitgeteilten Kontakt-
daten abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverziglich bei
der Polizei zur Anzeige zu bringen.

7.2 Unterrichtung liber nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgefiihrte
Auftrage

Der Teilnehmer hat die Bank unverziglich nach Feststellung eines nicht

autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hieriiber zu unterrichten.

8.  Nutzungssperre

8.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall
der Sperranzeige nach Nummer 7.1, den PSD ServiceDirekt-Zugang fiir ihn
oder alle Teilnehmer.

8.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den Zugang fur einen Teilnehmer sperren, wenn

= sie berechtigt ist, den PSD ServiceDirekt-Vertrag aus wichtigem Grund zu
kiindigen,

= sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der PIN dies
rechtfertigen,
oder

= der Verdacht einer nicht autorisierten oder
Verwendung der PIN besteht.

einer betrligerischen

(2) Die Bank wird den Teilnehmer unter Angabe der hierfiir mafgeblichen
Grinde moglichst vor, spatestens jedoch unverzuglich nach der Sperre
unterrichten.

8.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder dem Teilnehmer eine neue PIN
zusenden, wenn die Griinde flr die Sperre nicht mehr gegeben sind.
Hiertber unterrichtet sie den Teilnehmer unverziglich.

8.4 Automatische Sperre der PIN
Das System sperrt die PIN automatisch, wenn der Teilnehmer dreimal
hintereinander eine falsche PIN eingibt. Auf Anforderung erhalt der
Teilnehmer eine neue PIN zugesandt.
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9. Haftung
9.1 Haftung der Bank bei nicht autorisierten und nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrten PSD ServiceDirekt-Verfiigungen

Die Haftung der Bank bei nicht autorisierten und nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrten PSD ServiceDirekt-Verfligungen richtet sich nach den fir die
jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Sonder-
bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Sonderbedingungen fiir Wert-
papiergeschéafte).

9.2 Haftung des Kontoinhabers bei missbrauchlicher Nutzung seiner
PIN

9.2.1 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Zahlungs-
vorgénge vor der Sperranzeige

(1) Beruht ein nicht autorisierter Zahlungsvorgang vor der Sperranzeige auf

einer verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhanden gekommenen

PIN, haftet der Kontoinhaber fiir den der Bank hierdurch entstehenden

Schaden bis zu einem Betrag von 150 Euro, wenn der Teilnehmer seine

Pflicht zur sicheren Aufbewahrung der PIN schuldhaft verletzt hat.

(2) Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, haftet er fir Schaden aufgrund
von nicht autorisierten Zahlungen Uber die Haftungsgrenze von 150 Euro
nach Absatz 1 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlassig oder vorsétzlich
gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Sonder-
bedingungen gehandelt hat.

(3) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absatzen
1, 2 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer
7.1 nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Mdglichkeit zur
Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden
dadurch eingetreten ist.

(4) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungs-

vorgangen und hat der Teilnehmer seine Sorgfaltspflichten nach diesen

Sonderbedingungen vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt oder in

betriigerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den hierdurch

entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des

Teilnehmers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er

= den Verlust oder Diebstahl der PIN oder die missbrauchliche Nutzung der
PIN der Bank nicht unverziglich anzeigt, nachdem er hiervon Kenntnis
erlangt hat (vgl. Nummer 7.1 Absatz 1),

= den Telefonspeicher nicht geléscht oder Uberschrieben hat und daher
eine andere Person Kenntnis von der PIN erlangen kénnte (vgl. Nummer
6.2 Absatz 2 1. Spiegelstrich),

= die PIN einer anderen Person mitgeteilt und der Missbrauch dadurch
verursacht wurde (vgl. Nummer 7.2 Absatz 1 Satz 1),

= die PIN auRerhalb des ServiceDirekt-Verfahrens, beispielsweise per
E-Mail, weitergegeben hat (vgl. Nummer 6.2 Absatz 2, 3. Spiegelstrich).

(5) Die Haftung fir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, flr den der

Verfigungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den
vereinbarten Verfiigungsrahmen.
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9.2.2 Haftung bei nicht autorisierten Wertpapiertransaktionen vor der
Sperranzeige

Beruht eine nicht autorisierte Wertpapiertransaktion vor der Sperranzeige
auf der Nutzung einer verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst
abhanden gekommenen PIN oder sonstigen missbrauchlichen Nutzung der
PIN und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Konto-
inhaber und die Bank nach den gesetzlichen Grundsatzen des Mit-
verschuldens.

9.2.3 Haftung der Bank ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige des Teilnehmers erhalten hat,
Ubernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte PSD ServiceDirekt-
Verfiigungen entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in
betriigerischer Absicht gehandelt hat.

9.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch
begriindenden Umstande auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren
Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der
gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kénnen. Die Bank
Ubernimmt keine Haftung dafir, dass eine Teilnahme am PSD ServiceDirekt
vorlibergehend oder auf Dauer nicht méglich ist, sofern die Stérung nicht auf
Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit beruht.

10. Telefonaufzeichnung
Der Teilnehmer ist damit einverstanden, dass die Bank die im Rahmen des
PSD ServiceDirekt gefuhrten Telefonate sowie die von ihm tber die Tastatur
des Telefons eingegebenen Ziffern (ausgenommen PIN) aufzeichnet und
aufbewahrt. Dies ist zur ordnungsgemafRen Auftragsbearbeitung und aus
Beweisgriinden erforderlich.

11. Vertragsdauer / Kiindigung

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Eine Kindigung oder
Einschrankung des Vertrages kann von Seiten der Bank unter Einhaltung
einer Kindigungsfrist von vier Wochen erklart werden. Eine Kiindigung des
Vertrages kann seitens des Teilnehmers jederzeit unter Einhaltung einer
vierwdchigen Kindigungsfrist in Textform erklart werden. Das Recht zur
Kuindigung aus wichtigem Grund bleibt davon unberihrt.
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Allgemeine Geschaftsbedingungen

Fassung: September 2021

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrichtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenban-

ken e. V. angeschlossen.

Grundregeln fiir die Beziehung zwischen Kunde
und Bank

1 Geltungsbereich und Anderungen dieser Geschifts-
bedingungen und der Sonderbedingungen fiir einzel-
ne Geschéftsbeziehungen

(1) Geltungsbereich

Die Allgemeinen Geschaftsbedingungen gelten fir die gesamte Ge-
schaftsverbindung zwischen dem Kunden und den inlandischen Ge-
schaftsstellen der Bank (im Folgenden Bank genannt). Daneben gelten
fiir einzelne Geschiftsbeziehungen (zum Beispiel fiir das Wertpapierge-
schift, den Zahlungsverkehr und fiir den Sparverkehr) Sonderbedingun-
gen, die Abweichungen oder Erganzungen zu diesen Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen enthalten; sie werden bei der Kontoer6ffnung oder
bei Erteilung eines Auftrags mit dem Kunden vereinbart. Unterhalt der
Kunde auch Geschiftsverbindungen zu auslandischen Geschaftsstellen,
sichert das Pfandrecht der Bank (Nummer 14 dieser Geschiftsbedingun-
gen) auch die Anspriiche dieser ausléandischen Geschiftsstellen.

(2) Anderungen

a) Anderungsangebot

Anderungen dieser Geschiftsbedingungen und der Sonderbedingungen

werden dem Kunden spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen

Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde

mit der Bank im Rahmen der Geschéftsbeziehung einen elektronischen

Kommunikationsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), kon-

nen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.

b) Annahme durch den Kunden

Die von der Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn

der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfolgend ge-

regelten Zustimmungsfiktion.

c) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion

Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Anderungs-

angebots (Zustimmungsfiktion), wenn

aa) das Anderungsangebot der Bank erfolgt, um die Ubereinstimmung

der vertraglichen Bestimmungen mit einer veranderten Rechtslage wie-

derherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Geschiaftsbedingungen

oder der Sonderbedingungen

- aufgrund einer Anderung von Gesetzen, einschlieBlich unmittelbar gel-
tender Rechtsvorschriften der Europaischen Union, nicht mehr der
Rechtslage entspricht oder

- durch eine rechtskraftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet wer-
den darf oder

- aufgrund einer verbindlichen Verfiigung einer fiir die Bank zustandi-
gen nationalen oder internationalen Behérde (z. B. der Bundesanstalt
fiir Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europaischen Zentralbank)
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Bank in
Einklang zu bringen ist und

bb) der Kunde das Anderungsangebot der Bank nicht vor dem vorge-

schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderungen abgelehnt

hat.

Die Bank wird den Kunden im Anderungsangebot auf die Folgen seines

Schweigens hinweisen.

d) Ausschluss der Zustimmungsfiktion

Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung

- bei Anderungen der Nummern 1 Absatz 2 und 12 Absatz 5 der Ge-
schiéftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den Son-
derbedingungen oder

- bei Anderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrags und die
Entgelte fur Hauptleistungen betreffen, oder
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bei Anderungen von Entgelten, die auf eine iiber das vereinbarte Ent-
gelt fiir die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers
gerichtet sind, oder
bei Anderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrags gleichkom-
men, oder
- beiAnderungen, die das bisher vereinbarte Verhiltnis von Leistung und
Gegenleistung erheblich zugunsten der Bank verschieben wiirden.
In diesen Fillen wird die Bank die Zustimmung des Kunden zu den Ande-
rungen auf andere Weise einholen.
e) Kiindigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion
Macht die Bank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der Kunde
den von der Anderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschlagenen
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderungen auch fristlos und kos-
tenfrei kiindigen. Auf dieses Kiindigungsrecht wird die Bank den Kunden
in ihrem Anderungsangebot besonders hinweisen.

2 Bankgeheimnis und Bankauskunft

(1) Bankgeheimnis

Die Bank ist zur Verschwiegenheit liber alle kundenbezogenen Tatsachen
und Wertungen verpflichtet, von denen sie Kenntnis erlangt (Bankge-
heimnis). Informationen tiber den Kunden darf die Bank nur weitergeben,
wenn gesetzliche Bestimmungen dies gebieten oder der Kunde einge-
willigt hat oder die Bank zur Erteilung einer Bankauskunft befugt ist.

(2) Bankauskunft

Eine Bankauskunft enthalt allgemein gehaltene Feststellungen und Be-
merkungen Uber die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden, seine Kre-
ditwiirdigkeit und Zahlungsfahigkeit; betragsmaBige Angaben tiber Kon-
tostande, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Bank anvertraute
Vermogenswerte sowie Angaben Uiber die Hohe von Kreditinanspruch-
nahmen werden nicht gemacht.

(3) Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Bankauskunft

Die Bank ist befugt, liber juristische Personen und im Handelsregister ein-
getragene Kaufleute Bankauskiinfte zu erteilen, sofern sich die Anfrage
aufihre geschéftliche Tatigkeit bezieht. Die Bank erteilt jedoch keine Aus-
kunfte, wenn ihr eine anders lautende Weisung des Kunden vorliegt.
Bankauskiinfte liber andere Personen, insbesondere liber Privatkunden
und Vereinigungen erteilt die Bank nur dann, wenn diese generell oder
im Einzelfall ausdriicklich zugestimmt haben. Eine Bankauskunft wird nur
erteilt, wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewiinsch-
ten Auskunft glaubhaft dargelegt hat und kein Grund zu der Annahme
besteht, dass schutzwiirdige Belange des Kunden der Auskunftserteilung
entgegenstehen.

(4) Empfinger von Bankauskiinften

Bankauskiinfte erteilt die Bank nur eigenen Kunden sowie anderen Kre-
ditinstituten fiir deren Zwecke oder die ihrer Kunden.

3 Haftung der Bank; Mitverschulden des Kunden

(1) Haftungsgrundsitze

Die Bank haftet bei der Erfullung ihrer Verpflichtungen fiir jedes Verschul-
den ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfiillung ihrer Ver-
pflichtungen hinzuzieht. Soweit die Sonderbedingungen fiir einzelne Ge-
schaftsbeziehungen oder sonstige Vereinbarungen etwas Abweichendes
regeln, gehen diese Regelungen vor. Hat der Kunde durch ein schuldhaf-
tes Verhalten (zum Beispiel durch Verletzung derin Nummer 11 dieser Ge-
schiftsbedingungen aufgefiihrten Mitwirkungspflichten) zu der Entste-
hung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden
zu tragen haben.
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(2) Weitergeleitete Auftriage

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form ausge-
flhrt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledigung be-
traut, erfillt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im eigenen Na-
men an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag). Dies betrifft
zum Beispiel die Einholung von Bankauskiinften bei anderen Kreditinsti-
tuten oder die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren im Aus-
land. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank auf die sorg-
faltige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Storung des Betriebs

Die Bank haftet nicht fiir Schaden, die durch héhere Gewalt, Aufruhr,
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu vertre-
tende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrsstérung,
Verfiigungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

L Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank
nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskréftig
festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschrankung gilt nicht fiir eine vom
Kunden zur Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren Rechtsgrund in
einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gemaf §§ 513, 491 bis 512
BGB hat.

5 Verfiigungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegeniiber der Bank
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtliche
Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine Aus-
fertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen Verfligung
(Testament, Erbvertrag) nebst zugehériger Eréffnungsniederschrift vor-
gelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvoll-
strecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfiigen lassen und
insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt nicht, wenn
der Bank bekannt ist, dass der dort Genannte (zum Beispiel nach Anfech-
tung oder wegen Nichtigkeit des Testaments) nicht verfiigungsberechtigt
ist, oder wenn ihr dies infolge Fahrlassigkeit nicht bekannt geworden ist.

6 MahBgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-
mannischen und 6ffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts

Fur die Geschéftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt
deutsches Recht.

(2) Gerichtsstand fiir Inlandskunden

Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschaftsbeziehung dem
Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank diesen
Kunden an dem fiir die kontofiihrende Stelle zustéandigen Gericht oder
bei einem anderen zusténdigen Gericht verklagen; dasselbe gilt fir eine
juristische Person des 6ffentlichen Rechts und fiir 6ffentlich-rechtliche
Sondervermdgen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden nur an dem
fir die kontofiihrende Stelle zustandigen Gericht verklagt werden.

(3) Gerichtsstand fiir Auslandskunden

Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch fiir Kunden, die im Ausland eine
vergleichbare gewerbliche Tatigkeit austiben, sowie fiir auslandische In-
stitutionen, die mit inlandischen juristischen Personen des 6ffentlichen
Rechts oder mit einem inlédndischen 6ffentlich-rechtlichen Sonderver-
mdgen vergleichbar sind.

Kontofiihrung

7 Rechnungsabschliisse bei Kontokorrentkonten

(Konten in laufender Rechnung)

(1) Erteilung der Rechnungsabschliisse

Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas ande-
res vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen Rech-
nungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstandenen bei-
derseitigen Anspriiche (einschlieBlich der Zinsen und Entgelte der Bank)
verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der Verrechnung
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ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschaftsbedingungen oder nach der mit
dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung Zinsen berechnen.

(2) Frist fiir Elnwendungen; Genehmigung durch Schweigen

Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spatestens vor Ablauf von sechs Wo-
chen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen in
Textform geltend, geniigt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-
Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung.
Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rechnungsabschlusses
besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berich-
tigung des Rechnungsabschlusses verlangen, muss dann aber beweisen,
dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift
nicht erteilt wurde.

8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank

(1) Vor Rechnungsabschluss

Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nichsten Rechnungs-
abschluss durch eine Belastungsbuchung riickgdangig machen, soweit ihr
ein Riickzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Stornobuchung).
Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung nicht ein-
wenden, dass er in Hohe der Gutschrift bereits verfiigt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss

Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungs-
abschluss fest und steht ihr ein Riickzahlungsanspruch gegen den Kun-
den zu, so wird sie in Héhe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Berich-
tigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungsbuchung
Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder gutschrei-
ben und ihren Riickzahlungsanspruch gesondert geltend machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung

Uber Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden
unverziiglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich
der Zinsberechnung riickwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte
Buchung durchgefiihrt wurde.

9 Einzugsauftrage

(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung

Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon
vor ihrer Einlésung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer Einlo-
sung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar sind.
Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem Zah-
lungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum Beispiel
Zinsscheine), und erteilt die Bank iiber den Betrag eine Gutschrift, so steht
diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag erhilt. Der Vorbe-
halt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften und anderen Papie-
re bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften
nicht eingeldst oder erhalt die Bank den Betrag aus dem Einzugsauftrag
nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift riickgangig. Dies geschieht
unabhéngig davon, ob in der Zwischenzeit ein Rechnungsabschluss er-
teilt wurde.

(2) Einlésung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung
nicht spatestens am zweiten Bankarbeitstag® — bei Lastschriften im
SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spatestens am dritten Bank-
arbeitstag® - nach ihrer Vornahme riickgangig gemacht wird. Barschecks
sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingeldst. Schecks sind
auch schon dann eingeldst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahltmel-
dung absendet. Schecks, die liber die Abrechnungsstelle der Bundesbank
vorgelegt werden, sind eingeldst, wenn sie nicht bis zu dem von der Bun-
desbank festgesetzten Zeitpunkt zurlickgegeben werden.

10 Fremdwaihrungsgeschifte und Risiken bei Fremd-
wahrungskonten

(1) Auftragsausfiihrung bei Fremdwihrungskonten

Fremdwahrungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den Kun-
den und Verfiigungen des Kunden in fremder Wahrung bargeldlos abzu-
wickeln. Verfiigungen iiber Guthaben auf Fremdwahrungskonten (zum
Beispiel durch Uberweisungen zulasten des Fremdwiahrungsguthabens)
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werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der Wahrung ab-
gewickelt, wenn sie die Bank nicht vollstandig innerhalb des eigenen
Hauses ausfihrt.

(2) Gutschriften bei Fremdwihrungsgeschiften mit dem Kunden

SchlieBt die Bank mit dem Kunden ein Geschift (zum Beispiel ein Devi-
sentermingeschift) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags in
fremder Wahrung schuldet, wird sie ihre Fremdwahrungsverbindlichkeit
durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Wahrung erfiillen,
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Voriibergehende Beschrinkung der Leistung durch die Bank

Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfiigung zulasten
eines Fremdwishrungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfiillung einer
Fremdwahrungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so lan-
ge ausgesetzt, wie die Bank in der Wahrung, auf die das Fremdwahrungs-
guthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter
MaBnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Wahrung nicht oder nur ein-
geschrankt verfiigen kann. In dem Umfang und solange diese MaB3nah-
men oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer Erfiillung
an einem anderen Ort auBBerhalb des Landes der Wahrung, in einer ande-
ren Wahrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld
verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfligung
zulasten eines Fremdwahrungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt,
wenn sie die Bank vollstdndig im eigenen Haus ausfiihren kann. Das Recht
des Kunden und der Bank, fallige gegenseitige Forderungen in derselben
Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Rege-
lungen unberiihrt.

(4) Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwahrungsgeschiaften er-
gibt sich aus dem ,,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungsdiens-
ten gilt ergénzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11 Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Mitteilungen von Anderungen

Zur ordnungsgemafen Abwicklung des Geschaftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Anderungen seines Namens und seiner
Anschrift sowie das Erléschen oder die Anderung einer gegeniiber der
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
ziiglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die
Vertretungsmacht in ein 6ffentliches Register (zum Beispiel in das
Handelsregister) eingetragen ist und ihr Erléschen oder ihre Anderung in
dieses Register eingetragen wird. Dariiber hinaus kdnnen sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geldwa-
schegesetz, ergeben.

(2) Klarheit von Auftragen

Auftrage missen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Auftrage kénnen Riickfragen zur Folge haben, die zu Ver-
zogerungen fulhren kénnen. Vor allem hat der Kunde bei Auftragen auf
die Richtigkeit und Vollstandigkeit seiner Angaben, insbesondere der
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN? und BIC3, sowie der Wahrung
zu achten. Anderungen, Bestitigungen oder Wiederholungen von Auf-
tragen missen als solche gekennzeichnet sein.

(3) Besonderer Hinweis bei Eilbediirftigkeit der Ausfiihrung eines Auf-
trags

Halt der Kunde bei der Ausfiihrung eines Auftrags besondere Eile fiir n6-

tig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmaBig erteil-

ten Auftragen muss dies auBBerhalb des Formulars erfolgen.

(4) Priifung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank

Der Kunde hat Kontoausziige, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Er-
tragnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen uiber die Ausfiih-
rung von Auftrdgen sowie Informationen tiber erwartete Zahlungen und
Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollstandigkeit unverziiglich
zu Uberprifen und etwaige Einwendungen unverziiglich zu erheben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen

Falls Rechnungsabschliisse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht
zugehen, muss er die Bank unverziiglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen,
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deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Kontoaus-
zlige nach der Ausfiihrung von Auftragen des Kunden oder liber Zahlun-
gen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12 Zinsen, Entgelte und Auslagen

(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschift

Die Hohe der Zinsen und Entgelte fiir die im Privatkundengeschaft tibli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem ,Preisaushang — Regel-
satze im standardisierten Privatkundengeschaft” und erganzend aus dem
,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort aufgefiihr-
ten Kredit oder eine dort aufgefiihrte Hauptleistung in Anspruch nimmt
und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde, gelten die
zu diesem Zeitpunkt im ,Preisaushang” oder ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinbarung, die auf
eine Uber das vereinbarte Entgelt fur die Hauptleistung hinausgehende
Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbrau-
cher nur ausdriicklich treffen, auch wenn sie im ,Preisaushang“ oder im
»Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. Fur die Vergiitung der
darin nicht aufgefiihrten Hauptleistungen, die im Auftrag des Kunden
oder in dessen mutmaflichem Interesse erbracht werden und die, nach
den Umsténden zu urteilen, nur gegen eine Vergiitung zu erwarten sind,
gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wurde, die gesetzli-
chen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte auBerhalb des Privatkundengeschifts

AuBerhalb des Privatkundengeschifts bestimmt die Bank, sofern keine
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen
dem nicht entgegenstehen, die Hohe von Zinsen und Entgelten nach bil-
ligem Ermessen (§ 315 des Biirgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfihige Leistung

Fir eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder auf-
grund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es
sei denn, es ist gesetzlich zulassig und wird nach MaBgabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.

(4)  Anderung von Zinsen; Kiindigungsrecht des Kunden bei Erhéhung

Die Anderung der Zinsen bei Krediten mit einem veranderlichen Zinssatz
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden.
Die Bank wird dem Kunden Anderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer
Erhohung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die davon
betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach der Be-
kanntgabe der Anderung mit sofortiger Wirkung kiindigen. Kiindigt der
Kunde, so werden die erhohten Zinsen fir die gekiindigte Kreditverein-
barung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung eine ange-
messene Frist einrdumen.

(5) Anderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommenen Leistungen

Anderungen von Entgelten fiir Bankleistungen, die von Kunden im Rah-
men der Geschaftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch ge-
nommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotfiihrung), werden dem
Kunden spatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank
im Rahmen der Geschiftsbeziehung einen elektronischen Kommunika-
tionsweg vereinbart (zum Beispiel das Online-Banking), kénnen die An-
derungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank
angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese
annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts, das auf
eine Uber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Verbrauchers
gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur ausdriicklich tref-
fen.

(6) Auslagen

Die Aufwendungsersatzanspriiche der Bank richten sich nach den gesetz-

lichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensvertrigen und
Zahlungsdienstevertragen mit Verbrauchern fiir Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensvertragen und Zahlungsdienstevertragen mit
Verbrauchern fiir Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten (Ent-
gelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und
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Sonderbedingungen sowie erganzend nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten.

Sicherheiten fiir die Anspriiche der Bank gegen
den Kunden

13 Bestellung oder Verstiarkung von Sicherheiten

(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten

Die Bank kann fiir alle Anspriiche aus der bankmé&Bigen Geschaftsverbin-
dung die Bestellung bankmaBiger Sicherheiten verlangen, und zwar auch
dann, wenn die Anspriiche bedingt sind (zum Beispiel Aufwendungser-
satzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer fir den Kunden
{ibernommenen Biirgschaft). Hat der Kunde gegeniiber der Bank eine Haf-
tung fiir Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank tibernommen
(zum Beispiel als Biirge), so besteht fiir die Bank ein Anspruch auf Bestel-
lung oder Verstarkung von Sicherheiten im Hinblick auf die aus der Haf-
tungsiubernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Filligkeit.

(2) Verinderungen des Risikos

Hat die Bank bei der Entstehung von Anspriichen gegen den Kunden zu-
néchst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder Ver-
starkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch spater noch eine
Besicherung fordern. Voraussetzung hierfir ist jedoch, dass Umsténde
eintreten oder bekannt werden, die eine erhohte Risikobewertung der
Anspriiche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann insbesondere der
Fall sein, wenn

- sich die wirtschaftlichen Verhiltnisse des Kunden nachteilig veréandert

haben oder sich zu verandern drohen oder
- sich die vorhandenen Sicherheiten wertméaBig verschlechtert haben
oder zu verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdriicklich
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschlieB3lich im Einzelnen be-
nannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensvertragen
besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstarkung von Sicherhei-
ten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben sind. Uber-
steigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf
Bestellung oder Verstarkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. Marz
2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab
dem 21. M&rz 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarlehens-
vertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine abschlieBende
Angabe liber Sicherheiten enthalten ist.

(3) Fristsetzung fiir die Bestellung oder Verstirkung von Sicherheiten

Fur die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten wird die Bank eine
angemessene Frist einrdumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht zur
fristlosen Kiindigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschaftsbedin-
gungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung zur
Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten nicht fristgerecht nach-
kommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.

14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank

(1) Einigung iiber das Pfandrecht

Der Kunde und die Bank sind sich dariiber einig, dass die Bank ein Pfand-
recht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine inlandi-
sche Geschaftsstelle im bankmaBigen Geschaftsverkehr Besitz erlangt
hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht auch an
den Anspriichen, die dem Kunden gegen die Bank aus der bankmafigen
Geschiftsverbindung zustehen oder kiinftig zustehen werden (zum Bei-
spiel Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Anspriiche

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, kiinftigen und be-
dingten Anspriiche, die der Bank mit ihren samtlichen in- und auslandi-
schen Geschéftsstellen aus der bankmafBigen Geschéftsverbindung
gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegeniiber der Bank eine
Haftung fir Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank tibernom-
men (zum Beispiel als Biirge), so sichert das Pfandrecht die aus der Haf-
tungsiibernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Filligkeit.

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der Ma3gabe in die Verfligungs-
gewalt der Bank, dass sie nur fiir einen bestimmten Zweck verwendet
werden diirfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlésung eines

130 240 DG nexolution 03.24

Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte.
Dasselbe gilt fiir die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte,
fir Anspriiche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie fiir die Wertpapiere, die die Bank im Ausland fiir den Kun-
den verwahrt.

(4)  Zins- und Gewinnanteilscheine

Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehdérenden Zins- und
Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und dis-
kontierten Wechseln

(1) Sicherungsiibereignung

Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und Wech-
seln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskontierten
Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs uneinge-
schranktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem Konto zu-
rlick, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung

Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch die
zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank tber; ein Forderungsiiber-
gang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug eingereicht
werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmannische Handelspapiere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere

Werden der Bank Einzugspapiere mit der Mal3gabe eingereicht, dass ihr
Gegenwert nur fir einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, er-
strecken sich die Sicherungsiibereignung und die Sicherungsabtretung
nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Anspriiche der Bank

Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Anspriiche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die
infolge der Riickbelastung nicht eingel6ster Einzugspapiere oder diskon-
tierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt die Bank
eine Ruickubertragung des Sicherungseigentums an den Papieren und der
aufsie ibergegangenen Forderungen an den Kunden vor, falls ihr im Zeit-
punkt der Anforderung keine zu sichernden Anspriiche gegen den Kun-
den zustehen und sie ihn liber den Gegenwert der Papiere vor deren end-
gultiger Bezahlung nicht verfiigen lasst.

16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Frei-
gabeverpflichtung

(1) Deckungsgrenze

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstarkung von Si-
cherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller Si-
cherheiten dem Gesamtbetrag aller Anspriiche aus der bankmaBigen Ge-
schiftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht
nur voriibergehend Ubersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Héhe des die De-
ckungsgrenze lbersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl freizu-
gebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und
eines dritten Sicherungsgebers, der fiir die Verbindlichkeiten des Kunden
Sicherheiten bestellt hat, Riicksicht nehmen. In diesem Rahmen ist die
Bank auch verpflichtet, Auftrage des Kunden iiber die dem Pfandrecht
unterliegenden Werte auszufiihren (zum Beispiel Verkauf von Wertpapie-
ren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen

Ist fiir eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmafstab als der
realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine an-
dere Grenze fiir die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind diese
mafgeblich.
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17 Verwertung von Sicherheiten

(1) Wahlrecht der Bank

Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl.
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden Si-
cherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten
Sicherungsgebers, der fiir die Verbindlichkeiten des Kunden Sicherheiten
bestellt hat, Riicksicht nehmen.

(2) Erlésgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die
Bank dem Kunden tiber den Erlds eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung fiir die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kiindigung
18 Kiindigungsrechte des Kunden

(1) Jederzeitiges Kiindigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschiftsverbindung oder einzelne Ge-
schaftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), fiir die weder eine
Laufzeit noch eine abweichende Kiindigungsregelung vereinbart ist, je-
derzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen.

(2) Kiindigung aus wichtigem Grund

Ist fiir eine Geschaftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende
Kiindigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kiindigung nur dann
ausgesprochen werden, wenn hierfir ein wichtiger Grund vorliegt, der es
dem Kunden, auch unter Beriicksichtigung der berechtigten Belange der
Bank, unzumutbar werden lasst, die Geschéaftsbeziehung fortzusetzen.

(3) Gesetzliche Kiindigungsrechte

Gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

19 Kiindigungsrechte der Bank

(1) Kiindigung unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist

Die Bank kann die gesamte Geschéftsverbindung oder einzelne Ge-
schiaftsbeziehungen, fiir die weder eine Laufzeit noch eine abweichende
Kiindigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung einer an-
gemessenen Kiindigungsfrist kiindigen (zum Beispiel den Scheckvertrag,
der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei der Bemessung
der Kuindigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten Belange des Kun-
den Riicksicht nehmen. Fiir die Kiindigung eines Zahlungsdiensterahmen-
vertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder Kartenvertrag) und eines De-
pots betragt die Kiindigungsfrist mindestens zwei Monate.

(2) Kiindigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, fiir die weder eine Laufzeit noch eine abwei-
chende Kiindigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jederzeit ohne
Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen. Die Bank wird bei der Aus-
ibung dieses Kiindigungsrechts auf die berechtigten Belange des Kun-
den Ricksicht nehmen.

Soweit das Biirgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fiir die Kiindigung
eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur nach
MaBgabe dieser Regelungen kiindigen.

(3) Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindigungs-
frist

Eine fristlose Kiindigung der gesamten Geschaftsverbindung oder ein-

zelner Geschaftsbeziehungen ist zulassig, wenn ein wichtiger Grund vor-

liegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Beriicksichtigung der
berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lasst. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere vor,

- wenn der Kunde unrichtige Angaben tiber seine Vermdgensverhaltnis-
se gemacht hat, die fiir die Entscheidung der Bank liber eine Kreditge-
wahrung oder iber andere mit Risiken fiir die Bank verbundenen Ge-
schifte (zum Beispiel Aushindigung einer Zahlungskarte) von
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur,
wenn der Kunde fiir die Kreditwirdigkeitsprifung relevante
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Informationen wissentlich vorenthalten oder diese gefalscht hat und
dies zu einem Mangel der Kreditwiirdigkeitspriifung gefiihrt hat oder

- wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermdgensverhiltnisse
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Riickzahlung des Darlehens oder die
Erfiillung einer sonstigen Verbindlichkeit gegeniiber der Bank — auch
unter Verwertung einer hierfiir bestehenden Sicherheit - gefahrdet ist
oder

- wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstarkung
von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschaftsbedingun-
gen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht innerhalb der
von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht,
ist die Kiindigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe bestimm-
ten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulassig, es
sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls (§ 323 Abs. 2
und 3 BGB) entbehrlich.

(4) Kiindigung von Verbraucherdarlehensvertriigen bei Verzug

Soweit das Biirgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fiir die Kiindigung
wegen Verzugs mit der Riickzahlung eines Verbraucherdarlehensvertrags
vorsieht, kann die Bank nur nach MaB3gabe dieser Regelungen kiindigen.

(5) Kiindigung von Basiskontovertrigen

Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertraglichen
Vereinbarungen sowie erganzend nach den gesetzlichen Bestimmungen
kiindigen.

(6) Abwicklung nach einer Kiindigung

Im Fall einer Kiindigung ohne Kiindigungsfrist wird die Bank dem Kunden
fiir die Abwicklung (insbesondere fiir die Riickzahlung eines Kredits) eine
angemessene Frist einrdumen, soweit nicht eine sofortige Erledigung er-
forderlich ist (zum Beispiel bei der Kiindigung des Scheckvertrags die
Riickgabe der Scheckvordrucke).

Sicherungssystem

20 BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungsein-
richtung des BVR

(1) Instituts- und Einlagenschutz

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungseinrich-
tung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisen-
banken e.V.angeschlossen. Als institutsbezogene Sicherungssysteme ha-
ben sie die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche
Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Instituten abzuwenden
oder zu beheben. Alle Institute, die diesen Sicherungssystemen ange-
schlossen sind, unterstiitzen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu ver-
meiden. Uber den Institutsschutz sind auch die Einlagen der Kunden
- darunter fallen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinla-
gen, Sichteinlagen und Schuldverschreibungen — geschiitzt.

(2) Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH

Das von der BVR Institutssicherung GmbH betriebene institutsbezogene
Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem amtlich anerkannt.
Sollte entgegen Absatz 1 ein Insolvenzfall eintreten, sind Einlagen im Sin-
ne des § 2 Abs. 3 bis 5 des Einlagensicherungsgesetzes bis zu den Ober-
grenzen gemal § 8 des Einlagensicherungsgesetzes von der BVR Insti-
tutssicherung GmbH zu erstatten.

(3) Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung

Die Sicherungseinrichtung schiitzt im Fall einer Insolvenz lber den ge-
setzlichen Schutz nach Absatz 2 hinaus alle Einlagen nach Ma3gabe des
§ 1 Abs. 4 des Statuts der Sicherungseinrichtung.

() Informationsbefugnisse

Die Bank ist befugt, der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von
ihr Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskiinfte
zu erteilen und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen. Die Bank ist befugt,
der BVR Institutssicherung GmbH oder einem von ihr Beauftragten alle in
diesem Zusammenhang erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und Unter-
lagen zur Verfiigung zu stellen.
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Information zur auBergerichtlichen Streit-
schlichtung und zur Moéglichkeit der Klage-
erhebung

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossen-
schaftlichen Bankengruppe teil. Fiir die Beilegung von Streitigkeiten mit
der Bank besteht daher fiir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ab-
lehnung eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fiir Nicht-
kunden die Moglichkeit, den Ombudsmann fiir die genossenschaftliche
Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwer-
destelle). N3heres regelt die ,Verfahrensordnung fiir die auBergerichtli-
che Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen ge-
nossenschaftlichen Bankengruppe®, die auf Wunsch zur Verfligung
gestellt wird. Die Beschwerde ist in Textform (z. B. mittels Brief oder
E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deut-
schen Volksbanken und Raiffeisenbanken - BVR, SchellingstraBe 4,
10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwen-
dungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c bis 676c des Biirger-
lichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einflihrungsgesetzes zum Birgerlichen
Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Méglichkeit, eine
Beschwerde bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht ein-
zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt fiir Finanz-
dienstleistungsaufsicht erhiltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fur
Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Stra3e 108,53117 Bonn.
Zudem besteht auch die Méglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei
der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B. mit-
tels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Europaische Kommission stellt unter
https://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Plattform zur auBergerichtli-
chen Online-Streitbeilegung (sogenannte OS-Plattform) bereit.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/
BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html

Wissenswertes zu Beschwerden tber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Moglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Ende der Allgemeinen Geschiftsbedingungen

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, auBBer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Sonderbedingungen "Pfd
fiir den Sparverkehr Bank

PSD Bank Munchen eG, Sitz Augsburg

Stand April 2017

1. Spareinlage

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Ausfertigung einer Urkunde als solche gekennzeichnet sind.

(2) Spareinlagen dienen der Geldanlage. Geldbetrage, die zur Verwendung im Zahlungsverkehr bestimmt sind, oder von vornherein befristet angenommen
werden, gelten nicht als Spareinlagen.

2. Sparurkunde

(1) Der Sparer erhalt bei der ersten Einlage einen Sparkontoauszug, der die Sparurkunde bildet. Diese enthalt Name und Anschrift des Sparers, die Nummer
des Sparkontos sowie Angaben Uber die Kundigungsfrist. Als Glaubiger einer Spareinlage erkennt die Bank, sofern nichts anderes vereinbart ist, nur den an,
auf den das Sparkonto lautet.

(2) Die Bank wird dem Kunden mindestens einmal im Jahr einen Sparkontoauszug erteilen. Nach Ausstellung eines neuen Sparkontoauszuges — spatestens
jedoch nach einem Jahr — verliert jeweils der zuvor ausgestellte Sparkontoauszug seine Giltigkeit.

(3) Uber alle Gutschriften und Belastungen des Sparkontos stellt die Bank jeweils weitere Sparkontoausziige zur Verfiigung, die auch den Kontostand
ausweisen. Die Bank darf mehrere Buchungen in einem Kontoauszug zusammenfassen.

3. Verzinsung

(1) Spareinlagen werden zu den von der Bank durch Aushang in den Geschéftsraumen der kontofiihrenden Stelle bekannt gegebenen Zinssatzen verzinst.
Anderungen der Zinsséatze werden mit ihrer Bekanntgabe wirksam.

(2) Die Verzinsung beginnt mit dem Tag der Einzahlung und endet mit dem der Riickzahlung vorhergehenden Kalendertag. Der Monat wird zu 30 Tagen, das
Jahr zu 360 Tagen gerechnet.

(3) Zinsen werden am Jahresschluss gutgeschrieben. Wahrend des Kalenderjahres werden Zinsen nur bei voller Riickzahlung der Einlage ausgezahlt.
Innerhalb eines Zeitraumes von zwei Monaten nach Gutschrift kann Uber die Zinsen verfiigt werden. Danach unterliegen die Zinsen der Kiindigungsregelung
gemaR Nr. 5.

4. Riickzahlung

(1) Bei Bestehen einer entsprechenden Vereinbarung zwischen dem Sparer und der Bank kann die Riickzahlung von Spareinlagen auch durch Uberweisung
auf ein vom Sparer vorher schriftlich angegebenes eigenes Konto erfolgen.

(2) Das Konto ist aufzulésen, wenn die gesamte Spareinlage zuriickgezahlt wird. Die Mindesteinlage betragt 25,- EUR.

5. Kiindigung

(1) Spareinlagen weisen eine Kiindigungsfrist von drei Monaten auf. Eine langere Kiindigungsfrist und Kiindigungssperrfrist wird ausdriicklich vereinbart und in
der Sparurkunde vermerkt. Wenn Uber den gekiindigten Betrag nicht binnen eines Monats nach Falligkeit verfiigt wird, wird das Sparguthaben zu den
bisherigen Bedingungen ohne Unterbrechung des Zinslaufs weitergefiihrt. Sondervereinbarungen gelten jedoch stets nur fiir den vereinbarten Zeitraum.

(2) Von Spareinlagen mit einer Kundigungsfrist von drei Monaten kdnnen ohne Kiindigung bis zu 2.000,- EUR fir jedes Sparkonto innerhalb eines
Kalendermonats zuriickgefordert werden.

6. Vorschusszinsen

(1) Ein Anspruch auf vorzeitige Verfugung besteht nicht. Werden Spareinlagen ausnahmsweise vorzeitig zuriickgezahlt, ist die Bank berechtigt, die
zurlickgezahlte Einlage mit Ausnahme des in Nr. 5 Abs. 2 genannten Betrages als Vorschuss zu verzinsen. Macht die Bank von diesem Recht Gebrauch, wird
sie den jeweiligen Vorschusszinssatz durch Aushang in ihren Geschaftsraumen bekannt geben.

7. Sicherungen und Verfiigungsbeschrankungen

(1) Sparer und Bank kdnnen vereinbaren, dass die Bank Riickzahlungen nur unter Beachtung einer besonderen Sicherungsvereinbarung leisten darf. Sparer
und Bank koénnen Verfiigungsbeschrankungen Uber Spareinlagen festlegen. Diese Vereinbarungen werden mit der Eintragung durch die Bank in die
Sparurkunde wirksam.
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